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1. Anlass und Planungsziele 

1.1 Planerfordernis 

Da der Hauptort Schwaigern den Wohnraumbedarf der Stadt nicht mehr vollumfänglich 
decken kann, sollen auch in den Stadtteilen Bauflächen zur Verfügung gestellt werden, 
um dem Bedarf gerecht zu werden. Innenentwicklung im Ortsteil Massenbach ist nur 
bedingt und auch nur langfristig möglich, weswegen die Schaffung eines neuen Bauge-
biets von Nöten ist. Die Stadt Schwaigern stellt hierzu aktuell den Bebauungsplan „Hinter 
dem Hag II“ auf. 

In der 1. Fortschreibung des Flächennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsge-
meinschaft Schwaigen-Massenbachhausen 2003-2017 ist ein Großteil des Gebiets „Hin-
ter dem Hag II“ auf Gemarkung Massenbach bereits als geplante Wohnbaufläche 
dargestellt. Daher soll die bisher nicht im Flächennutzungsplan enthaltene Fläche im 
Zuge des Parallelverfahrens zum Bebauungsplan als Wohnbaufläche in den Flächennut-
zungsplan aufgenommen werden. 

Da für die Stadt Schwaigern rechnerisch kein weiterer Bedarf nach Wohnbauflächen be-
steht, wird im Zuge der Flächennutzungsplanänderung ein Flächentausch vorgenommen. 
Für die Aufnahme der geplanten Wohnbaufläche im Umfang von 2,67 ha wird im Stadt-
teil Schwaigern die Restfläche der geplanten Wohnbaufläche „Eselsberg“ im Umfang von 
2,65 ha aus dem Flächennutzungsplan herausgenommen. Im Zuge der 10. Änderung des 
Flächennutzungsplans wurde die geplante Wohnbaufläche „Eselsberg“ bereits reduziert. 

Auf eine umfassende Wohnbauflächenbedarfsermittlung wird daher verzichtet. 

1.2 Ziele und Zwecke der Planung 

Durch die Ausweisung eines neuen Baugebiets am westlichen Ortsrand von Massenbach 
soll ein Beitrag zur mittel- bis langfristigen Bedarfsdeckung geleistet werden, die zugleich 
eine bedarfsgerechte Entwicklung gewährleistet. Zudem wird durch die Änderung des 
Flächennutzungsplans eine verbesserte Verkehrserschließung für das Baugebiet “Hinter 
dem Hag II“ ermöglicht. 
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2. Verfahren 
Das Verfahren wird im Normalverfahren mit zweistufiger Behörden- und Öffentlichkeits-
beteiligung durchgeführt. Parallel zu diesem Verfahren wird der Bebauungsplan „Hinter 
dem Hag II“ aufgestellt. 

VERFAHRENSVERMERKE 

Beschluss zur 14. Änderung der 1. Fortschreibung des Flächennut-
zungsplans 

07.11.2022 

Billigung des Vorentwurfs 07.11.2022 

Ortsübliche Bekanntmachung (gem. § 2 Abs. 1 BauGB) 11.11.2022 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  
(gem. § 3 Abs. 1 BauGB) 

vom 21.11.2022  
bis 30.12.2022 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
(gem. § 4 Abs. 1 BauGB) 

vom 21.11.2022  
bis 30.12.2022 

Billigung des Entwurfs  

Ortsübliche Bekanntmachung  

Beteiligung der Öffentlichkeit  
(gem. § 3 Abs. 2 BauGB) 

 

Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange  
(gem. § 4 Abs. 2 BauGB) 

 

Feststellung der 14. Änderung der 1. Fortschreibung  

Genehmigung der 14. Änderung 1. Fortschreibung  
durch das Landratsamt Heilbronn 

 

Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung 

Stadt Schwaigern 

Gemeinde Massenbachhausen 

 

 

 

Rechtskraft der 14. Änderung der 1. Fortschreibung  

 
Zur Beurkundung 
Schwaigern, den 
 
 

------------------------------------------------- 

      Vorsitzende des Gemeinsamen Ausschusses 
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3. Plangebiet 

3.1 Lage und Abgrenzung 

Das Plangebiet befindet sich im Südwesten des Stadtteils Massenbach. 

Die Größe des Plangebietes zur Aufnahme der geplanten Wohnbaufläche beträgt ca. 
2,67 ha. Die Fläche zur Herausnahme der geplanten Wohnbaufläche „Eselsberg“ hat eine 
Fläche von ca. 2,65 ha. 

 
Abb. 1: Auszug aus der digitalen topographischen Karte (Landesanstalt für Umwelt Baden-Würt-

temberg 2022) 

3.2 Bestandssituation 

Die Flächen werden derzeit landwirtschaftlich genutzt. Neben diesen Flächen besteht au-
ßerdem eine kleine Gehölzstruktur. 

Richtung Nordwesten schließen landwirtschaftliche Flächen an das Plangebiet an, welche 
im Flächennutzungsplan bereits als geplante Wohnbauflächen dargestellt sind. Nach 
Norden grenzt die Wohnbebauung des Gebietes „Hinter dem Hag I“ an das Plangebiet. 
Direkt im Osten des Planareals liegt die Landesstraße 1107. Im Süden und Südwesten 
grenzt eine Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Gartenhausgebiet“ an. 

Altlastensituation 

Im Plangebiet sind keine Altlasten oder altlastverdächtigen Flächen im Sinne des Bun-
desbodenschutzgesetzes bekannt. 

Denkmalpflege 

Das Plangebiet liegt teilweise im Bereich des Kulturdenkmals gem. § 2 DSchG: Neolithi-
sche, metallzeitliche und römerzeitliche Siedlungen (Denkmalliste Nr. 3). Bei 

Herausnahme 
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Bodeneingriffen ist daher mit archäologischen Funden und Befunden - Kulturdenkmalen 
gem. § 2 DSchG - zu rechnen.  

3.3 Seitheriges Planungs- und Baurecht 

Für das Plangebiet besteht bisher kein Bebauungsplan, das Areal befindet sich planungs-
rechtlich im Außenbereich nach § 35 BauGB. 

4. Übergeordnete Planungen 

4.1 Vorgaben der Raumordnung 

Bei der Planung sind die folgenden raumordnerischen Vorgaben zu beachten: 

Landesentwicklungsplan 2002 

Im Landesentwicklungsplan ist die Stadt Schwaigern als Teil der Randzone des Verdich-
tungsraums Stuttgart, sowie Teil des Mittelbereichs Heilbronn ausgewiesen. 

Gemäß Plansatz 2.3.1 (Grundsatz) sind die Randzonen um die Verdichtungsräume so zu 
entwickeln, dass eine Zersiedlung der Landschaft und Beeinträchtigungen der Wohn- 
und Umweltqualität vermieden, Freiräume und Freiraumfunktionen gesichert, Entlas-
tungsaufgaben für Verdichtungsräume wahrgenommen und Entwicklungsimpulse in den 
ländlichen Raum vermittelt werden. 

Gemäß Plansatz 3.1.7 (Grundsatz) sollen Flächenausweisungen für Wohnungsbau ver-
stärkt Belangen der Nachhaltigkeit Rechnung tragen, insbesondere durch Nutzung von 
Entsieglungspotentialen und von Möglichkeiten zur Energieeinsparung, zur aktiven und 
passiven 

Beiden Plansätzen wird mit der Änderung des Flächennutzungsplans Rechnung getra-
gen. Der Aufbau des Gebietes findet in einer kompakten Art statt um eine Zersiedlung 
der Landschaft zu verhindern, stattdessen wird das Ortsbild der Ortsteils Massenbach 
abgerundet. Durch die Ermöglichung eines verbesserten Verkehrskonzeptes wird die Be-
einträchtigung der Wohnqualität durch den erhöhten Personenverkehr stark einge-
schränkt.  

Das städtebauliche Konzept, durch welches eine niedrige Versieglungsquote ermöglicht 
wird, entspricht dem Planziel der Nachhaltigkeit. Auch werden bereits bestehende Grün-
flächen so weit wie möglich erhalten. 

Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 

Die Stadt Schwaigern befindet sich im Bereich der Randzone des Verdichtungsraums 
rund um Heilbronn, auf der Landesentwicklungsachsen (Bretten) – Eppingen – Schwai-
gern – Leingarten – Heilbronn – Weinsberg – Obersulm – Bretzfeld – Öhringen – Neuen-
stein / Waldenburg / Kupferzell – Untermünkheim – Schwäbisch Hall – Ilshofen – 
Crailsheim – (Feuchtwangen). Die Stadt Schwaigern wird im Regionalplan als Kleinzent-
rum dargestellt und bildet mit der Nachbargemeinde Massenbachhausen einen Verflech-
tungsbereich. In der Raumnutzungskarte ist das Plangebiet nachrichtlich als „sonstiges 
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landwirtschaftliches Gebiet und sonstige Fläche“ dargestellt. Zu beachtende raumordne-
rische Ziele und Grundsätze sind in der Raumnutzungskarte nicht festgesetzt. 

Abb. 2: Auszug aus der Raumnutzungskarte des Regionalplan 2020 (Quelle: Regionalverband 

Heilbronn-Franken) 

4.2 Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet befindet sich im Außenbereich und ist in der 1. Fortschreibung des Flä-
chennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Schwaigern-Massen-
bachhausen als sonstige Fläche dargestellt. Die bisher nicht im Flächennutzungsplan 
enthaltenen Fläche soll im Rahmen dieser Änderung als Wohnbaufläche in den Flächen-
nutzungsplan aufgenommen werden. 
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Abb. 3:  Geplante Wohnbaufläche „Hinter dem Hag II“ – Auszug aus dem Flächennutzungsplan 

(Quelle: vVG Schwaigern-Massenbachhausen) 

Im Gegenzug wird die restliche Fläche der geplante Wohnbaufläche „Eselsberg“ im Stadt-
teil Schwaigern aus dem Flächennutzungsplan herausgenommen. Im Zuge der 10. Än-
derung des Flächennutzungsplans wurde die geplante Wohnbaufläche „Eselsberg“ 
bereits reduziert. 

 

Abb. 4:  Tauschfläche Eselsberg – Auszug aus dem Flächennutzungsplan  

(Quelle: vVG Schwaigern-Massenbachhausen) 
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4.3 Schutzgebiete 

Abb. 5: Schutzgebiete (Quelle: Daten- und Kartendienst der LUBW September 2022) 

Von der Planung werden die folgenden Schutzgebietsausweisungen nach dem Natur-
schutz- oder Wasserrecht berührt:  

Gesetzlich geschützte Biotope 

Das Plangebiet grenzt im Osten das Biotop „Feldhecke an der L1107 im Süden von Mas-
senbach“. Südlich des Plangebierts liegt zudem das Biotop „Feldgehölz an der 'Stein-
halden' S Massenbach“. 

Wasserschutzgebiet „Leinbachtal“ 

So wie der gesamte Stadtteil Massenbach befindet sich auch das Plangebiet in Zone III 
des Wasserschutzgebietes „Leinbachtal“ (01.12.2004). Nach §§ 5-8 WSG-VO sind unter 
anderem das Errichten und Betreiben von Anlagen zur Lagerung von wassergefährden-
den Stoffen und zur Behandlung, Beseitigung oder dem Umschlag von Abfällen verbo-
ten. 

Überschwemmungsgebiete – HQ 100 / HQ extrem 

Das Plangebiet befindet sich weder in einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet 
nach HQ100 noch in einem Überflutungsgebiet nach HQExtrem. 

5. Bauflächenbedarfsnachweis 
Der Nachweis des Bauflächenbedarfes erfolgt unter Beachtung des Hinweispapiers „Plau-
sibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise“ des Ministeriums für Verkehr und Inf-
rastruktur vom 15.02.2017. 

Plangebiet 
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In Fällen dringenden Wohnraumbedarfs, in denen der Flächennutzungsplan zwar ausrei-
chend noch nicht entwickelte Bestandsflächen enthält, diese für die Aufstellung eines 
akut erforderlichen Bebauungsplanes für Wohnungsbau aber aus städtebaulichen oder 
anderen Gründen nicht geeignet oder verfügbar sind, kann die Aufstellung des erforder-
lichen Bebauungsplanes unter Inanspruchnahme bislang nicht als Wohnbauflächen dar-
gestellter Flächen bei gleichzeitigem Verzicht auf entsprechende dargestellte 
Bestandsflächen (Flächentausch) erfolgen, ohne dass eine Erhebung und Darstellung der 
Flächenpotenziale und entsprechende Gegenrechnung zum Neubedarf erfolgen. 

Für die Ausweisung der geplanten Wohnbaufläche „Hinter dem Hag II“ wird die bisher in 
der 1. Fortschreibung des Flächennutzungsplans enthaltene Fläche „Eselsberg“ mit einer 
anrechenbaren Wohnbaufläche von 2,65 ha aufgegeben. Durch den Flächentausch wird 
die neu dargestellte geplante Wohnbaufläche im Umfang von 2,67 ha fast vollständig 
abgedeckt. 

6. Plankonzept 

6.1 Umfang der Planänderungen 

Die bisher im Flächennutzungsplan enthaltene landwirtschaftliche Fläche soll mit einer 
Größe von ca. 2,67 ha als geplante Wohnbaufläche (W) in den Flächennutzungsplan auf-
genommen werden. 

Die Definition von Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung erfolgt auf 
Ebene des Bebauungsplans. Detaillierte Aussagen zu diesen Aspekten können der Be-
gründung zum Bebauungsplan „Hinter dem Hag II“ entnommen werden. 

6.2 Erschließung und Technische Infrastruktur 

Das Gesamtgebiet „Hinter dem Hag II“ schließt direkt an das Wohngebiet „Hinter dem 
Hag I“ an, wobei für den zweiten Bauabschnitt die städtebauliche Struktur und die grund-
sätzliche Erschließung aus den vorherigen Wohngebieten übernommen und weiterent-
wickelt wurde. Weitere Details zur Erschließung sowie zur Ver- und Entsorgung des 
Plangebiets können den Planunterlagen zum parallellaufenden Bebauungsplanverfahren 
„Hinter dem Hag II“ entnommen werden. 

7. Auswirkungen der Planung 

7.1 Umwelt, Natur und Landschaft 

Zur Ermittlung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ist 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen und diese in einem Um-
weltbericht zu beschreiben und zu bewerten. 

Der Umweltbericht wurde nach der Frühzeitigen Beteiligung durch das Ingenieurbüro 
Wagner+Simon Ingenieure GmbH erstellt und liegt den Planunterlagen als Teil der Be-
gründung bei. 
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7.2 Artenschutzrechtliche Zugriffsverbote 

Zur Prüfung der Vollzugsfähigkeit der Planung wird im parallel laufenden Bebauungs-
planverfahren eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt. Dabei wird un-
ter Einbeziehung der in Baden-Württemberg aktuell vorkommenden Tier- und 
Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und der in Baden-Württemberg brüten-
den europäischen Vogelarten geprüft, ob die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
nach § 44 BNatSchG tangiert sein könnten.  

Für die artenschutzrechtliche Prüfung wurde bereits im Jahr 2013 und nochmals im Jahr 
2019 die Avifauna im Gebiet erfasst. Auf Grund der jetzt größeren Abgrenzung und zur 
Aktualisierung wurden bzw. werden im Jahr 2022 nochmals vier Begehungen bis Ende 
Juni vorgenommen. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchung werden in den Umweltbericht zu Flächennutzungs-
planänderung aufgenommen. 

7.3 Klimaschutz und Klimaanpassung 

Der für die Planung des Gesamtgebiets als Grundlage dienende städtebauliche Entwurf 
beinhaltet ein Grünordnungskonzept. In den Randbereichen im Südosten, Osten und 
Norden gibt es Gehölzbestände, die geschützte Feldhecken und Feldgehölze sind. Diese 
sollen weitgehend erhalten werden. 

Ein entsprechendes Maßnahmenbündel wird auf Ebene des Bebauungsplans erarbeitet, 
um die Belange des Klimaschutzes in der Planung ausreichend zu beachten. 

7.4 Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 

Durch die Flächennutzungsplanänderung werden der Landwirtschaft keine zusätzlichen 
Flächen entzogen, da es sich um einen Flächen-tausch handelt. Sowohl bei der neu aus-
gewiesenen Fläche als auch bei der herausgenommenen Fläche handelt es sich um Flä-
chen mit sehr gut geeigneten Böden (Vorrangflur I). Es werden damit keine besser 
geeigneten Flächen in Anspruch genommen. Zudem sind alle Flächen um die Siedlungs-
bereiche der Kernstadt Schwaigern sowie der Stadtteile als Vorrangflur der Stufe I aus-
gewiesen. 

Gleichzeitig ist der neue Standort durch die bereits im Flächennut-zungsplan getroffene 
Darstellung einer geplanten Wohnbaufläche nördlich des Plangebiets definiert. Die Pla-
nung orientiert sich daher im Wesentlichen an den planerischen Entwicklungszielen der 
Stadt Schwaigern. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung für die Landwirtschaft ist durch die Flächennutzungs-
planänderung somit nicht zu erwarten. 

8. Angaben zur Planverwirklichung 

8.1 Zeitplan 

Das Flächennutzungsplanverfahren soll bis Mitte 2023 abgeschlossen werden. 
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0 Allgemein verständliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben. 

 

Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Schwaigern – Massenbachhausen beabsichtigt die 14. 

Änderung der 1. Fortschreibung des FNP 2003-2017. Ziel der Änderung ist zum einen die Neu-

darstellung der rd. 2,67 ha großen Wohnbaufläche als Ergänzung der bereits im FNP dargestellten 

Wohnbaufläche „Hinter dem Hag II“. Parallel zur FNP-Änderung wird für die Gesamtfläche ein 

Bebauungsplan aufgestellt. Im Gegenzug wird die bisher im FNP als geplante Wohnbaufläche 

enthaltene Fläche Eselsberg (2,65 ha) im Rahmen eines Flächentauschs aus dem FNP heraus-

genommen. Im Rahmen der FNP-Änderung ist eine Umweltprüfung erforderlich, die in diesem 

Umweltbericht dokumentiert wird. 

Die vorgelagert zum Ortsrand liegende, neu aufgenommene Fläche wird überwiegend ackerbaulich 

genutzt. Kleinflächig werden ein verwilderter Garten sowie Gras- und Schotterwege einbezogen. 

Die Böden weisen überwiegend hohe natürliche Funktionserfüllungen auf.  

Im Rahmen einer Bebauung der Fläche auf Grundlage eines Bebauungsplans sind insbesondere 

Eingriffe in die Schutzgüter Pflanzen und Tiere und Boden zu erwarten. Für die Schutzgüter Was-

ser sowie Klima und Luft sind nach heutigen Kenntnisstand keine erheblichen Beeinträchtigungen 

zu erwarten. Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds können durch den Erhalt umgebender 

Gehölze reduziert und durch entsprechende Bepflanzung von Randbereichen und Baugrundstücken 

ausgeglichen bzw. auf ein unter der Erheblichkeitsschwelle liegendes Maß reduziert werden. 

Maßnahmen zur Vermeidung nachteiliger Umweltauswirkungen und zum Ausgleich von natur-

schutzrechtlichen Eingriffen können auf Ebene des FNP nicht festgesetzt werden. Sie werden im 

Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erarbeitet und planungsrechtlich gesichert. 

Regionalplanerische Vorgaben sprechen nicht gegen die Neudarstellung des FNP. Auch aus dem 

Landschaftsplan ergeben sich keine Konflikte. Flächen des Fachplans Landesweiter Biotopverbund 

sind nicht betroffen. 

Mögliche Auswirkungen auf geschützte Gehölzbiotope, die sich randlich befinden, können im 

Rahmen des Bebauungsplanverfahrens vermieden werden bzw. müssen bei zu erwartenden 

Eingriffen Ausnahmeanträge mit entsprechenden Ausgleichsmaßnahmen gestellt werden. 

Ein Feldgehölz südöstlich wird von Seiten der Forstbehörden als Wald angesehen. Mit der 

Bebauung wird ein entsprechender Waldabstand einzuhalten sein. 

Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände können durch die Neudarstellung im FNP nicht ausgelöst 

werden. Es wurden in einer überschlägigen Prüfung keine Auswirkungen festgestellt, die an einer 

Vollzugsfähigkeit des Plans aus artenschutzrechtlichen Gründen zweifeln lassen. 

Im Umweltbericht werden Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen, die sich aus 

der Umsetzung des FNP ergeben, festgelegt. 

 

 

1 Kurze Darstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplanes. 

 

In der 1. Fortschreibung des FNP der vVG Schwaigen-Massenbachhausen 2003-2017 ist ein Groß-

teil des Gebiets „Hinter dem Hag II“ auf Gemarkung Massenbach bereits als geplante Wohnbau-

fläche dargestellt. Die bisher nicht im Flächennutzungsplan enthaltene Fläche südlich bzw. süd-

östlich soll im Zuge des Parallelverfahrens zum Bebauungsplan als Wohnbaufläche in den 

Flächennutzungsplan aufgenommen werden. 

Da für die Stadt Schwaigern rechnerisch kein weiterer Bedarf nach Wohnbauflächen besteht, wird 

im Zuge der FNP-Änderung ein Flächentausch vorgenommen. Für die Aufnahme der geplanten 

Wohnbaufläche im Umfang von 2,67 ha wird im Stadtteil Schwaigern die Restfläche der geplanten 

Wohnbaufläche „Eselsberg“ im Umfang von 2,65 ha aus dem FNP herausgenommen.  
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2 Festsetzungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art und Umfang sowie Bedarf an 

Grund und Boden der geplanten Vorhaben. 

 

Die rd. 2,67 ha große Fläche südlich bzw. südöstlich der bereits als Wohnbaufläche dargestellten 

Fläche wird neu als geplante Wohnbaufläche im FNP dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb.: Auszug FNP, 1. Fortschreibung, 14. 

Änderung (unmaßstäblich) 

 

Die Flächenbilanz zeigt die Änderung der Nutzung der natürlichen Ressource Fläche im Gebiet. 

 

Flächenbezeichnung Bestand (ha) Planung (ha) 

Acker  1,82  - 

Gartenbrache und Ruderalvegetation  0,70  - 

Gras- und Schotterwege  0,15  - 

Wohnbaufläche  -  2,67 

 Summe:  2,67  2,67 

 

 

3 Ziele des Umweltschutzes mit Bedeutung für den Bebauungsplan aus den einschlägigen 

Fachgesetzen und Fachplänen und die Art der Berücksichtigung der Ziele und der Umwelt-

belange bei der Aufstellung. 

 

Das Bundesnaturschutzgesetz bestimmt Ziele zum Schutz, zur Pflege, zur Entwicklung von Natur 

und Landschaft. Eingriffe in Natur und Landschaft sind zu vermeiden und wenn nicht vermeidbar 

durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu kompensieren. 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wird in einem Grünordnerischen Beitrag mit Eingriffs-

Ausgleichs-Untersuchung für das Gesamtgebiet „Hinter dem Hag II“ eine detaillierte Eingriffs-

Ausgleichs-Bilanzierung hinsichtlich aller Schutzgüter erstellt. Für die neu im FNP dargestellte 

Baufläche wurde in der Detailschärfe und im Darstellungsmaßstab des FNP eine überschlägige 

Ermittlung der zu erwartenden Eingriffe erstellt (siehe Anlage 1). 

Demnach sind in der neu dargestellten Wohnbaufläche Eingriffe in das Schutzgut Boden, das 

Schutzgut Pflanzen und Tiere und das Schutzgut Landschaftsbild und Erholung zu erwarten. Im 
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Schutzgut Pflanzen und Tiere können die zu erwartenden Eingriffe voraussichtlich durch die Auf-

wertungen, die bei der Umwandlung von Ackerflächen zu Gärten entstehen, rechnerisch ausgegli-

chen werden. Demnach ist im Schutzgut Boden ein Defizit von rd. 219.000 ÖP, während im 

Schutzgut Pflanzen und Tiere ein rechnerischer Überschuss von ca. 13.000 ÖP zu erwarten ist. Ins-

gesamt ist damit ein Defizit von rd. 205.000 ÖP zu erwarten.  

Für das Schutzgut Landschaftsbild und Erholung wird davon ausgegangen, dass durch die Begrü-

nung und randliche Eingrünung das Landschaftsbild landschaftsgerecht neugestaltet werden kann 

und die Eingriffe damit ausgeglichen werden können. 

Für die Schutzgüter Wasser und Klima und Luft werden zwar Beeinträchtigungen entstehen, sie 

werden aber nicht als erheblich und damit als Eingriffe im Sinne der Naturschutzgesetze bewertet. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichs-

maßnahmen im Geltungsbereich festgesetzt. U.a. durch randliche Eingrünung, durch Pufferflächen 

zu Biotopen und durch Pflanzmaßnahmen, kann das Defizit im Gebiet noch reduziert werden. 

Die nicht im Gebiet ausgleichbaren Beeinträchtigungen werden durch planexterne Kompensati-

onsmaßnahmen ausgeglichen.  

 

Schutzgebiete nach Naturschutzrecht 

Östlich der neu dargestellten Wohnbaufläche grenzt auf der Straßenböschung der L 1107 das 

geschützte Biotop „Feldhecke an der L1107 im Süden von Massenbach“ (1682-0125-0819) an. Im 

Rahmen der Erschließung des Gebiets muss ein Teil der Hecke ggf. entfernt werden. Auf Ebene 

der Bebauungsplanung ist daher ggf. ein Antrag auf Ausnahme bei der unteren Naturschutzbehörde 

zu stellen, der auch eine entsprechende Ausgleichsmaßnahme (Ausgleichspflanzung) beinhaltet. 

Auf das parallel laufende Bebauungsplanverfahren wird verwiesen. 

Südöstlich grenzt ein mittlerweile zugewachsener Streuobstbestand an, der als „Feldgehölz an den 

Steinhalden südlich Massenbach“ (1682-0125-0039) kartiert ist. Der Biotop soll erhalten werden 

und es werden entsprechende Schutzabstände eingehalten, die auf Ebene der Bebauungsplanung 

planungsrechtlich gesichert werden. Erhebliche Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. 

 

Erhaltungsziele und Schutzzwecke der Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung und der europäi-

schen Vogelschutzgebiete:  

FFH- und Vogelschutzgebiete gibt es erst in großer Entfernung. Auswirkungen sind nicht zu erwar-

ten. 

 

Artenschutzrechtliche Prüfung 

Durch die Darstellungen des FNP können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach §44 

BNatSchG nicht ausgelöst werden.  Der Planungsträger muss im Verfahren aber vorausschauend 

ermitteln und beurteilen, ob die Darstellungen im FNP auf unüberwindbare artenschutzrechtliche 

Hindernisse im Zuge nachgelagerter Verfahren treffen würden, die ggf. die Vollzugsfähigkeit des 

Bauleitplans verhindern würden. Bauleitpläne, denen aus Rechtsgründen die Vollzugsfähigkeit 

fehlt, wären unwirksam. 

Im parallellaufenden Bebauungsplanverfahren wird für die artenschutzrechtliche Prüfung ein Fach-

beitrag zum Artenschutz1 erstellt. Die wesentlichen bereits vorliegenden Ergebnisse und Erkennt-

nisse werden im Folgenden – bezogen auf die neu im FNP dargestellte Fläche –  ausgeführt. 

 

 

 

 

 

 

                                                      
1
 erstellt durch Wagner + Simon Ingenieure GmbH, Mosbach 
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Europäische Vogelarten 

Für die artenschutzrechtliche Prüfung wurde bereits im Jahr 2013 und nochmals im Jahr 2019 die 

Avifauna im Gebiet erfasst. Im Jahr 2022 wurden die Ergebnisse durch 4 Begehungen aktualisiert. 

Im Jahr 2022 wurden insgesamt 35 Vogelarten festgestellt, von denen 28 als Brutvögel im Gebiet 

und dem weiteren Umfeld und 7 als Nahrungsgäste bzw. Durchzügler bewertet wurden. 

Innerhalb der neu im FNP dargestellten Fläche brüteten 10 Arten mit 10 Brutrevieren. Im Wesent-

lichen wurden Freibrüter wie die Amsel, Klapper- und Gartengrasmücke, Hänfling und Buchfink 

sowie kleinere Höhlenbrüter wie die Kohl- und die Blaumeise, der Feldsperling und der Gartenrot-

schwanz (auch Freibrüter) festgestellt. In den angrenzenden Hecken brüteten weitere Arten wie die 

Nachtigall, das Rotkehlchen oder die Goldammer und in den südlich anschließenden Obstwiesen 

wurde der Grünspecht als wahrscheinlicher Brutvogel nachgewiesen. Neuntöter und Wendehals 

wurden in den Obstwiesen an jeweils einem Termin – offenbar nur auf dem Durchzug – erfasst. 

Die Feldlerche wurde in den Ackerflächen nordwestlich, in einigem Abstand zum Siedlungsrand 

und den Gehölzen um die neu dargestellte Baufläche, nachgewiesen. 

Im Jahr 2021 gab es bei der Rebhuhnkartierung der OAG Heilbronn einen Einzelnachweis des 

Rebhuhns südwestlich der neu dargestellten Baufläche. Weitere Nachweise, auch solche die auf ei-

ne erfolgreiche Brut hindeuten, gab es gemäß Datenbankabfrage vom 16.05.2022 (ornitho.de) 

nicht. Im Jahr 2022 wurde dort wieder eine Transektkartierung durch die OAG durchgeführt 

(Punkt-Stopp-Methode). Dabei gab es offenbar, wie auch schon im Jahr 2020, keine Nachweise. 

Auch bei der ornithologischen Untersuchung im Jahr 2022 gab es keine Hinweise. Es kann davon 

ausgegangen werden, dass im Plangebiet und näheren Umfeld kein Rebhuhnbrutrevier besteht. 

Mit entsprechenden Vermeidungsmaßnahmen (Gehölzrodung außerhalb der Brutzeit, regelmäßige 

Mahd im Vorfeld der Bebauung) und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (Nistkästen für Höh-

len- und ggf. Halbhöhlenbrüter) können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen 

werden. Für die Feldlerche werden zudem vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (Blühstreifen) er-

forderlich, wenn das Gesamtgebiet mit den bereits im FNP dargestellten Wohnbauflächen bebaut 

wird. Artenschutzrechtliche Ausnahmen nach §45 BNatSchG werden nicht erforderlich. 

 

Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie 

In den Obstwiesen und Gärten südlich wurden zahlreiche Zauneidechsen nachgewiesen. Einzel-

nachweise gelangen auch am Südrand innerhalb des Gebietes und nördlich angrenzend. Durch ent-

sprechende Vermeidungsmaßnahmen können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände vermieden 

werden. CEF-Maßnahmen oder eine artenschutzrechtliche Ausnahme werden nach heutigen 

Kenntnisstand nicht erforderlich. 

Es sind vorwiegend Ackerflächen betroffen, die für Fledermäuse keine besondere Bedeutung als 

Jagdhabitat haben. Die Obstwiesen südlich und die randlichen Heckenzüge werden aber sicher re-

gelmäßig bejagt. Die wenigen Bäume im Gebiet wurden auf Quartierpotential untersucht. Mit Aus-

nahme kleinerer Höhlen – im Jahr 2022 von Blaumeise, Kohlmeise und Feldsperling besetzt – gibt 

es keine als Quartier geeigneten Strukturen. Mit entsprechenden Vermeidungsmaßnahmen kann si-

cher ausgeschlossen werden, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestände bzgl. der Fledermäuse 

ausgelöst werden. 

Die drei Obstbäume im Gebiet haben mangels größerer Höhlen mit entsprechendem Mulmanteil 

kein Potential für artenschutzrechtliche relevante Totholzkäfer. Für weitere Arten des Anhang IV 

gibt es in der neu dargestellten Baufläche kein Lebensraumpotential.  

 

Es gibt demnach keine Anhaltspunkte dafür, dass die Darstellung im FNP auf unüberwindbare 

artenschutzrechtliche Hindernisse im Zuge nachgelagerter Verfahren treffen wird, welche die 

Vollzugsfähigkeit des Bauleitplans verhindern würden.  
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Das Wasserhaushaltsgesetz enthält Grundsätze zur Sicherung und Bewirtschaftung der Oberflä-

chengewässer und des Grundwassers, sowie zum Hochwasserschutz. 

Das Plangebiet befindet sich in der Zone III des WSG Leinbachtal. Beeinträchtigungen sind nicht 

zu erwarten. 

 

Das Bundesbodenschutzgesetz und das Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz bezwecken die 

nachhaltige Sicherung oder Wiederherstellung der Funktionen des Bodens. 

Auswirkungen siehe Kapitel 6, Schutzgut Boden. 

 

 

4 Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima1 und der Anfälligkeit der geplanten 

Vorhaben gegenüber den Folgen des Klimawandels 

 

Der § 1 Abs. 5 Satz 2 des BauGB wurde neu gefasst und damit die Ziele und Grundsätze der Bau-

leitplanung erweitert.  

„Sie (Bauleitpläne) sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürli-

chen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaan-

passung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Ge-

stalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.“  

Und in § 1a Abs. 5 wurde eine Klimaschutzklausel eingeführt. 

„Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel ent-

gegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung ge-

tragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu berücksichti-

gen.  

Klimaschutz und Klimaanpassung erhalten dadurch in der Stadtentwicklung größere Bedeutung 

und mehr Gewicht, ohne allerdings Vorrang vor anderen Belangen zu bekommen. 

Die Darstellung im FNP hat die Ausweisung eines Wohngebiets zum Ziel. Dazu wird insbesondere 

Ackerfläche in Anspruch genommen. Anders als versiegelte und überbaute Flächen sind Äcker in 

der Lage CO2 zu speichern. Insofern kann die Überbauung und Versiegelung den Klimawandel ge-

ringfügig verstärken. 

Flächen für Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nut-

zung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-

Wärme-Kopplung werden nicht festgesetzt. Weder von öffentlicher noch von privater Seite sind 

solche Einrichtungen im Geltungsbereich geplant. Die Zielsetzung des FNP ist, wie oben beschrie-

ben, eine andere. 

Mit der Errichtung von Wohngebäuden werden Dachflächen entstehen, auf denen sich grundsätz-

lich gut Photovoltaikanlagen zur dezentralen Stromerzeugung errichten lassen.  

Gebäude müssen so geplant und errichtet werden, dass ihr bzw. der durch sie induzierte Energie-

verbrauch möglichst gering ist und den einschlägigen Normen und Bauregeln entspricht. 

 

 

5 Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen umweltbezogenen Plänen. 

 

Nach der Raumnutzungskarte des Regionalplan2 ist das Gebiet als „sonstiges landwirtschaftliches 

Gebiet und sonstige Fläche“ dargestellt. Zu beachtende raumordnerische Ziele und Grundsätze sind 

in der Raumnutzungskarte nicht festgesetzt.   

Der Flächennutzungsplan1 zeigt bisher eine sonstige Fläche.   

                                                      
1
 z.B. Art und Ausmaß der Treibhausgasemissionen 

2
 Regionalverband Heilbronn-Franken: Regionalplan Heilbronn-Franken, Heilbronn 2006. 
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Für das Verbandsgebiet gibt es einen Landschaftsplan2 von 1992. Im Textteil werden keine Aus-

sagen zur betroffenen Fläche gemacht. Der Planteil liegt nur in analoger Form vor und ist derzeit 

nicht auffindbar. Entsprechende Aussagen werden bis zum Feststellungsbeschluss des FNP ergänzt, 

sofern der Planteil ausfindig gemacht werden kann. 

Von der neu dargestellten Wohnbaufläche sind keine Flächen des Fachplan Landesweiter Bio-

topverbund3 tangiert.  

Zum Bebauungsplan, der parallel aufgestellt wird, wird ein Grünordnerischer Beitrag mit Ein-

griffs-Ausgleichs-Untersuchung erstellt. Die dort erarbeiteten Maßnahmen zur Vermeidung, Ver-

minderung und zum Ausgleich von Eingriffen wurden in den Bebauungsplan als Festsetzungen und 

Hinweise übernommen. 

 

 

                                                                                                                                                                           
1
 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Schwaigern - Massenbachhausen: 1. Fortschr. d. FNP 2003-2017 

2
 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Schwaigern – Massenbachhausen: Landschaftsplan 1992, Planverfasser: LRA HN - Kreisplanungsamt 

3
 LUBW; Fachplan Landesweiter Biotopverbund, 2020, Karlsruhe.   
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6 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 ermittelt wurden. 

 

Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich 

beeinflusst werden. 

Prognose über die Entwicklung1 des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung insbesondere die möglichen erheblichen Auswirkungen2 während 

der Bau- und Betriebsphase der geplanten Vorhaben.  

Schutzgut Boden 

Die Bodenkarte 1 : 50.0003 beschreibt die Böden im Plangebiet als Pararendzina und 

Parabraunerde-Pararendzina aus Löss (e13). 

Das sind Böden mit hoher bis sehr hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit (3,50), einer hohen 

Funktion als Ausgleichskörper im Wasserkreislauf (3,00), einer mittleren bis hohen Funktion 

als Filter und Puffer für Schadstoffe (2,50) und keinen hohen oder sehr hohen Bewertungen als 

Sonderstandort für naturnahe Vegetation. Der Boden wird insgesamt mit hoher 

Funktionserfüllung (3,00) bewertet. 

Im Bereich von Schotter- und Graswegen sind die Bodenfunktionen durch die Nutzung stark 

eingeschränkt oder nicht mehr vorhanden.  

Es wird eine Wohnbaufläche neu dargestellt. Voraussichtlich werden auf Grundlage eines 

Bebauungsplans Böden im Rahmen einer GRZ von 0,4 und für die Erschließung 

versiegelt und überbaut. Das betrifft rd. 1,23 ha, in denen die Bodenfunktionen vollständig 

verloren gehen (vgl. Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz in Anlage 1). 

Die nicht überbaubaren Flächen werden zu Hausgärten und öffentlichen Grünflächen. Sie 

werden im Zuge der Bebauung vorübergehend beansprucht oder umgestaltet. Bodenfunk-

tionen gehen durch Befahren, Abtrag und Überdeckung ganz, teilweise oder für gewisse 

Zeit verloren.  

Bei den Beeinträchtigungen des Bodens handelt es sich überwiegend um direkte Wirkung-

en (Versiegelung, Verdichtung), die sich ständig oder zumindest langfristig auf die Funk-

tionen der betroffenen Böden auswirken. In der Nutzungsphase wird es zu keinen erheb-

lichen Beeinträchtigungen des Bodens kommen, die über die anlage- bzw. baubedingten 

Wirkungen hinausgehen. Indirekte, sekundäre, kumulative oder grenzüberschreitende 

negative Auswirkungen auf die Böden sind nicht zu erwarten. 

Schutzgut Wasser 

Grundwasser 

Das Gebiet ist Teil des Landschaftswasserhaushaltes. Niederschläge, die auf den Acker- und 

Grünlandflächen auftreffen, versickern zum Teil im Boden, werden über den Boden und die 

Vegetation verdunstet oder tragen zur Bildung von Grundwasser bei. Ein Teil fließt oberflächig 

der Geländeneigung folgend ab. 

 

Durch Überbauung von etwa 1,23 ha geht eine Fläche mit geringer Bedeutung verloren. 

Der Oberflächenabfluss wird zunehmen, die Grundwasserneubildung wird geringer. Auf 

den Grundwasserhaushalt wird sich das aber nicht bemerkbar auswirken. Die 

Beeinträchtigungen sind nicht erheblich.  

                                                      
1 

 u.a. infolge des Baus und des Vorhandenseins der geplanten Vorhaben, soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten, 
2
  Soweit möglich und sinnvoll werden direkte und etwaige indirekte, sekundäre, kumulative, grenzüberschreitende, kurzfristige, mittelfristige und langfristige, ständige und vorübergehende sowie positive und negative Auswirkungen 

der geplanten Vorhaben berücksichtigt. Auf Ebene der Europäischen Union oder auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene festgelegten Umweltschutzzielen werden ggf. berücksichtigt. 
3
 Geodatendienst des LRGB: Bodenkarte 1:50.000 
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Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich 

beeinflusst werden. 

Prognose über die Entwicklung1 des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung insbesondere die möglichen erheblichen Auswirkungen2 während 

der Bau- und Betriebsphase der geplanten Vorhaben.  

Im Plangebiet überlagert Lösssediment als Deckschicht die hydrogeologische Einheit des 

Lettenkeupers. Die Deckschicht mit sehr geringer bis fehlender Porendurchlässigkeit und 

mäßiger bis sehr geringer Ergiebigkeit wird mit geringer Bedeutung für das Schutzgut (Stufe 

D) bewertet. 

 

Oberflächengewässer 

In der neu dargestellten Baufläche gibt es keine Oberflächengewässer. Der Seebach (Gewässer 

II. Ordnung) fließt rd. 70 m südlich. 

 

Beeinträchtigungen sind nicht erkennbar.  

Schutzgut Luft und Klima 

Die Acker- und Gartenflächen am Ortsrand sind Teil eines großen Kalt- und Frischluft-

entstehungsgebiets. Zum Teil kann die Kalt- und Frischluft direkt in den Siedlungsbereich 

einfließen, zum Teil fließt sie der Hangneigung folgend nach Süden bzw. Südwesten zur 

Talmulde des Seebachs ab. 

Die Fläche wird als Teil einer großen, siedlungsrelevanten Kalt- und Frischluftentstehungs-

fläche mit hoher Bedeutung (Stufe B) für das Schutzgut bewertet. 

Durch die Bebauung und Versiegelung für das Wohngebiet entfällt nur ein kleiner Teil 

eines Kalt- und Frischluftenstehungsbeiets. In Anbetracht der Gesamtgröße des Kalt- und 

Frischluftentstehungsgebiet wird sich das nicht erheblich negativ auf die Durchlüftung der 

Ortslage auswirken. Die Beeinträchtigungen sind nicht erheblich. 

Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Überwiegend Acker mit sehr geringer naturschutzfachlicher Bedeutung. 

Gartenbrache mit mittlerer naturschutzfachlicher Bedeutung. 

Randlich Feldhecke mit hoher naturschutzfachlicher Bedeutung. 

Gras- und Schotterwege bis sehr geringer naturschutzfachlicher Bedeutung. 

Als Lebensraum für Pflanzen und Tiere haben die Ackerflächen nur eine geringe Bedeutung. 

Die Gartenbrache und die Gehölze im Umfeld erhöhen den Strukturreichtum und bieten vor 

allem Vögeln, Insekten und Kleinsäugern einen Lebensraum. In den anschließenden 

Obstwiesen und Gehölzen findet eine Vielzahl von Tieren einen Lebensraum. 

Rd. 1,82 ha Ackerflächen, rd. 0,7 ha Garten und Ruderalvegetation und rd. 0,15 Schotter- 

und Graswege  werden bei einer GRZ von 0,4 mit Wohngebäuden und Nebenanlagen 

bebaut bzw. für Verkehrsflächen versiegelt und zu Hausgärten und Grünflächen.. 

Lebensräume gehen verloren oder werden durch geringerwertige, zum Teil auch 

gleichwertige Biotoptypen ersetzt. Das Schutzgut wird erheblich beeinträchtigt. 

Bei den bau- bzw. anlagebedingten Auswirkungen handelt es sich überwiegend um direk-

te, dauerhafte Wirkungen (Abräumen der Vegetation, Überbauung und Versiegelung). 

In der Bau- und Nutzungsphase kann es zudem, insbesondere durch Lärm und Bewe-

gungsunruhe (bspw. Zu- und Abfahrt) zu temporären, kurzfristigen Störungen der Tier-

welt kommen, die auch über die Grenzen des Geltungsbereichs hinauswirken können. 
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Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich 

beeinflusst werden. 

Prognose über die Entwicklung1 des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung insbesondere die möglichen erheblichen Auswirkungen2 während 

der Bau- und Betriebsphase der geplanten Vorhaben.  

Wirkungsgefüge zwischen biotischen und abiotischen Faktoren 

Zwischen den biotischen (Pflanzen und Tiere) und abiotischen Faktoren (Boden, Wasser, Luft 

und Klima) besteht ein viel verzweigtes Wirkungsgefüge, in dem die Faktoren voneinander ab-

hängen, sich gegenseitig beeinflussen und auch verändern. 

Im Bereich der überbauberen Flächen wird das Wirkungsgefüge stark verändert.  

Der Verlust des Bodens und die Veränderung von Wasserhaushalt und Mikroklima 

wirken sich auf die Lebensbedingungen von Pflanzen und Tieren aus. Mit der 

Versiegelung der Ackerflächen entfällt auch deren ausgleichende Wirkung auf den 

Wasserhaushalt und das Klima. 

Schutzgut Landschaft 

Massenbach liegt nördlich von Schwaigern in der Talmulde des Biberbachs zwischen der 

Eselshöhe im Südwesten und dem Galgenberg im Südosten. Die flachwellige Landschaft um 

Massenbach ist überwiegend intensiv landwirtschaftlich genutzt. Das Plangebiet liegt am 

südlichen Ortsrand, oberhalb der Talmulde des Seebachs und wird ebenfalls von Ackerbau 

geprägt. Das Landschaftsbild wird hier u.a. von den Obstwiesen und Gärten am steilen, aber 

nicht allzu hohen Hang am südlichen Rand des Plangebiets bereichert. 

Das Landschaftsbild wird mit einer mittleren Bedeutung bewertet.  

Die vorwiegend landwirtschaftlich genutzten Flächen werden zu einem Wohngebiet. Der 

Ortsrand verschiebt sich in Richtung des strukturreichen Talhangs. Das Landschaftsbild 

wird erheblich beeinträchtigt. 

Durch entsprechende Ein- und Begrünungsmaßnahmen kann das Landschaftsbild am 

Ortsrand landschaftsgerecht neu gestaltet und die Eingriffe damit ausgeglichen werden. 

Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt der Ackerflächen ist gering. Nur ein stark eingeschränktes Spektrum 

an Tier- und Pflanzenarten findet hier einen Lebensraum bzw. Wuchsort. Am östlichen und 

südlichen Rand erhöhen Gehölze den Strukturreichtum. Hier finden Vögel, Kleinsäuger, 

Reptilien und Insekten einen Lebensraum. Insgesamt wird die biologische Vielfalt im 

Plangebiet selbst als gering bis mittel eingeschätzt. Schließt man die angrenzenden Flächen in 

die Betrachtung mit ein, ist jedoch von einer mittleren bis hohen Vielfalt auszugehen. 

In den überbaubaren Ackerflächen treten an die Stelle von Pflanzen und Tieren der 

Feldflur Arten, die in Siedlungsflächen mit Bebauung und Bepflanzung leben können.  

Die Artenzusammensetzung ändert sich zwar, die biologische Vielfalt wird aber 

voraussichtlich nicht wesentlich abnehmen.   

Schutzgut Mensch, seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 

Im Plangebiet gibt es Ackerflächen mit hoher bis sehr hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit. 

Sie dienen der Lebens- und Futtermittelproduktion. In der Flurbilanz sind die Flächen – wie 

nahezu alle landwirtschaftlichen Flächen im Verbandsgebiet – als Vorrangflur (ehemals Vor-

rangflur der Stufe I) bewertet. Dies sind Böden sehr hoher Qualität für die nachhaltige 

Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln. Solche Böden sind grundsätzlich in landwirt-

Rd. 1,8 ha Ackerfläche mit Böden hoher bis sehr hoher Qualität gehen zur ackerbaulichen 

Nutzung verloren. Diese Böden sind grundsätzlich der landwirtschaftlichen Nutzung zu 

erhalten. Im Gegenzug wird die Tauschfläche (Eselsberg), die ebenfalls Vorrangflur I ist, 

nicht mehr einer Wohnbebauung zugeführt und bleibt der landwirtschaftlichen Nutzung 

erhalten. 
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Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich 

beeinflusst werden. 

Prognose über die Entwicklung1 des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung insbesondere die möglichen erheblichen Auswirkungen2 während 

der Bau- und Betriebsphase der geplanten Vorhaben.  

schaftlicher Nutzung zu erhalten. 

Die ortsrandnahen Wege werden von Spaziergängern genutzt. Ausgewiesene Wander- oder 

Radwege sind nicht betroffen. Die angrenzenden Gärten dienen – zumindest für die Eigentümer 

– zur Naherholung.  

 

Das Feldgehölz südöstlich außerhalb wird von Seiten der Forstbehörden als Waldfläche 

bewertet. 

 

Erheblich negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sind weder während 

der Bau- noch der Betriebsphase zu erwarten. 

 

 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird mit der Einhaltung eines entsprechenden 

Waldabstands diesem Umstand Rechnung getragen. 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Es sind keine Kulturgüter bekannt. Es sind keine Auswirkungen auf Kulturgüter zu erwarten. 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Zwischen den Schutzgütern gibt es eine Vielzahl von Abhängigkeiten und Wechselwirkungen. 

Menschen nutzen Flächen, verändern dabei Böden und ihre Eigenschaften. Deren natürliche 

Bodenfruchtbarkeit ist entscheidend für den Ertrag. Niederschläge versickern, Schadstoffe 

werden vom Boden gefiltert und gepuffert, Grundwasser wird neu gebildet. Welche Pflanzen 

natürlicherweise wachsen, hängt u.a. vom Wasserspeichervermögen des Bodens ab. Beide, 

Pflanzen und Boden, sind Lebensraum für Tiere, die durch ihren Stoffwechsel und ihre Lebens-

weise beide beeinflussen. 

Erhebliche negative Auswirkungen, über die bei den Schutzgütern bereits genannten hin-

aus, sind nicht zu erwarten. 



vVG Schwaigern - Massenbachhausen FNP 2003-2017, 1. Fortschreibung, 14. Änderung 

Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 und den §§ 2a und 4c Seite 13 

 

 Stand: 22.02.2023 
Wagner + Simon Ingenieure GmbH 
INGENIEURBÜRO FÜR UMWELTPLANUNG Projekt-Nr. 22058 Umweltbericht_FNP_HinterdemHagII_Schwaigern 

7 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung. 

 

Die bisherige landwirtschaftliche Nutzung der Ackerflächen würde fortgeführt werden. Die 

Gartenflächen würden weiter verbrachen und mit der Zeit dicht mit Gehölzen bestockt sein. 

 

 

8 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung, insbe-

sondere die möglichen erheblichen Auswirkungen1 auf die Belange des Umweltschutzes ein-

schließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, während der Bau- und Betriebs-

phase der geplanten Vorhaben. 2 

 

In der Bauphase werden Flächen überbaut und versiegelt, deren Böden der Erzeugung von Lebens- 

und Futtermitteln dienen, die Lebensraum für Tiere und Pflanzen und Teil des Landschaftswasser-

haushaltes sind. Überbaute und versiegelte Flächen und Ressourcen sind damit dauerhaft oder zu-

mindest langfristig der Nutzung entzogen. 

In der Betriebsphase ist es vor allem die Ressource Wasser, insbesondere in Form von Trink- und 

Nutzwasser, die weiterhin beansprucht wird. Die Beanspruchung der Ressourcen Fläche, Boden, 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt werden in der Betriebsphase nicht oder nur unwesentlich 

über die bereits beim Bau beanspruchten Größen und Mengen hinausgehen. 

Zusätzlicher Lärm, Schadstoffemissionen, Erschütterungen und entstehende Wärme werden nicht 

wesentlich über die bereits heute bestehenden, gleichartigen Emissionen durch die landwirtschaftli-

chen Nutzungen und das angrenzende Wohngebiet hinausgehen. 

Erhebliche Auswirkungen auf die im Kapitel 6 gelisteten Belange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 

BauGB sind nicht zu erwarten, sofern sich die Art und Menge an Emissionen im Rahmen der ge-

setzlichen Richt- und Grenzwerte bewegen. 

Erhebliche Beeinträchtigungen, die durch die Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben 

anderer Plangebiete entstehen könnten, sind nicht ersichtlich. Im Rahmen des Bebauungsplanver-

fahrens wird die Gesamtfläche des Wohngebiets, einschließlich der bereits im FNP dargestellten 

Wohnbauflächen betrachtet. 

Sowohl beim Bau als auch in der Nutzungsphase des Gebiets für den Gemeinbedarf werden nach 

heutigem Kenntnisstand keine Stoffe oder Techniken verwendet, von denen, auch bei Unfällen o-

der Katastrophen, ein erhöhtes Gefahrenpotential für die menschliche Gesundheit, für das kulturel-

le Erbe oder die Umwelt ausgeht. 

 

 

9 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung und zum Ausgleich 

festgestellter erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen sowie geplanter Überwachungs-

maßnahmen für die Bauphase und die Betriebsphase der geplanten Vorhaben 

 

Auf Ebene der Flächennutzungsplanung werden keine Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinde-

rung, Verringerung zum Ausgleich von Umweltauswirkungen festgelegt. Dies erfolgt auf Ebene 

des Bebauungsplanverfahrens. 

 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung bieten sich an: 

                                                      
1
 Sofern möglich und nötig die direkten und etwaigen indirekten, sekundären, kumulativen, grenzüberschreitenden, kurzfristigen, mittelfristigen 

und langfristigen, ständigen und vorübergehenden sowie positiven und negativen Auswirkungen der geplanten Vorhaben. Die auf Ebene der 

Europäischen Union oder auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene festgelegten Umweltschutzziele werden berücksichtigt. 
2
  Auswirkungen infolge der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, 

wobei soweit möglich die nachhaltige Verfügbarkeit dieser Ressourcen zu berücksichtigen ist, der Art und Menge an Emissionen von Schad-
stoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen, der Kumulierung mit den Auswir-

kungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicherweise 

betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen, der Risiken für die menschliche Gesund-
heit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder Katastrophen) und der eingesetzten Techniken und Stoffe 
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 Allgemeiner Bodenschutz 

 Ausschluss unbeschichteter metallischer Dacheindeckungen 

 Wasserdurchlässige Beläge 

 Getrennte Erfassung und Ableitung von Niederschlagswasser 

 regelmäßige Mahd im Vorfeld der Bebauung 

 Vermeidung von Vogelkollisionen 

 Insektenschonende Beleuchtung 

 

Folgende Maßnahmen zum Ausgleich bieten sich an: 

 Bepflanzung von Wohngrundstücken 

 Bepflanzung des Straßenraums  

 Randliche Eingrünung auf öffentlichem Grund 

 

Durch die Ausgleichsmaßnahmen können die Eingriffe in die Schutzgüter Boden, Pflanzen und 

Tiere und Landschaftsbild voraussichtlich nur zum Teil ausgeglichen werden. Es werden plan-

externe Ausgleichsmaßnahmen im Umfang von rd. 205.000 ÖP erforderlich (nur neu im FNP 

dargestellter Bereich des Gebiets Hinter dem Hag II). Die Maßnahmen werden auf Ebene des 

Bebauungsplanverfahrens festgelegt und derzeit erarbeitet. 

 

 

10 Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern1. 

 

Bei den Baumaßnahmen und bei der Nutzung der Fläche werden Luftschadstoffe in geringem Um-

fang freigesetzt. Besondere Maßnahmen zur Vermeidung von Emissionen sind nicht erforderlich. 

Abfälle und Abwässer werden ordnungsgemäß entsorgt.  

 

 

11 Nutzung erneuerbarer Energien sowie der sparsame und effiziente Umgang mit Energie. 

 

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie der sparsame und effiziente Umgang mit Energie wer-

den durch den Bebauungsplan nicht eingeschränkt. 

Gebäude müssen so geplant und errichtet werden, dass ihr bzw. der durch sie induzierte Energie-

verbrauch möglichst gering ist und den einschlägigen Normen und Bauregeln entspricht. 

Es werden Dächer entstehen, auf denen gut Photovoltaikanlagen zur dezentralen Stromerzeugung 

errichtet werden können. 

 

 

12 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten unter Berücksichtigung der 

Ziele und des räumlichen Geltungsbereiches des Bauleitplans und Angabe der wesentlichen 

Gründe für die getroffene Wahl. 

 

Durch die Ausweisung eines neuen Baugebiets am westlichen Ortsrand von Massenbach soll ein 

Beitrag zur mittel- bis langfristigen Bedarfsdeckung geleistet werden, die zugleich eine 

bedarfsgerechte Entwicklung gewährleistet. Zudem wird durch die Änderung des 

Flächennutzungsplans eine verbesserte Verkehrserschließung für das Baugebiet “Hinter dem Hag 

II“ ermöglicht. Anderweitige Erschließungsmöglichkeiten, bspw. über die bestehenden 

Wohngebiete, wurden geprüft. Auf Grund der starken Verkehrsbelastung, die für die Wohngebiete 

entstehen würden, wurden die Varianten verworfen. Unter Berücksichtigung des Bedarfs stehen 

daher keine alternativen Flächen zur Verfügung, die mit geringen Eingriffen in Natur und 

Landschaft verbunden wären. 

 

                                                      
1
 Beseitigung und Verwertung, sofern möglich mit Angaben der Art und Menge. 
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13 Erhebliche nachteilige Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der zulässigen Vorhaben 

für schwere Unfälle oder Katastrophen1 zu erwarten sind und soweit angemessen Beschrei-

bung der Maßnahmen zur Verhinderung oder Verminderung der erheblichen nachteiligen 

Auswirkungen solcher Ereignisse auf die Umwelt.2 

 

Eine erhöhte Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen ist nicht erkennbar. 

 

 

14 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der 

Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der An-

gaben aufgetreten sind3. 

 

Die Umweltprüfung hat die folgenden Einzeluntersuchungen zur Grundlage: 

 Vorentwurf Grünordnerischer Beitrag mit Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung 

 Untersuchung zur artenschutzrechtlichen Prüfung 

 Avifaunistische Untersuchungen von Baust, Peter im Auftrag Wagner + Simon Ingenieure 

GmbH (2022) sowie von Peter-Christian Quetz, im Auftrag Dr. Münzing Umweltplanung 

(2020) sowie Dr. Münzing Umweltplanung im Auftrag Büro Koch + Käser (2014) 

 

Darin wurden folgende Quellen für die Beschreibungen und Bewertungen herangezogen: 

 

 Amt für Landeskunde, (Hrsg.): Die naturräumlichen Einheiten auf Blatt 161 Karlsruhe, Geo-

graphische Landesaufnahme 1:200.000, Bad Godesberg, 1953. 

 LGRB: Bodenkarte 1:50.000, abgerufen im Kartenviewer unter http://maps.lgrb-bw.de. 

 LGRB: Geologische Karte 1:50.000, abgerufen im Kartenviewer unter http://maps.lgrb-bw.de. 

 LGRB: Hydrogeologische Einheiten 1:50.000, abgerufen im Kartenviewer unter 

http://maps.lgrb-bw.de. 

 LGRB: Hydrogeologische Karte 1:350.000, abgerufen im Kartenviewer unter http://maps.lgrb-

bw.de. 

 LUBW: Empfehlungen für die Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft in der Bau-

leitplanung, abgestimmte Fassung, Oktober 2005. 

 LUBW: Fachplan Landesweiter Biotopverbund, Karlsruhe 2020. 

 LUBW: (Hrsg.): Klimaatlas Baden-Württenberg, Karlsruhe 2006. 

 LUBW: Online Daten- und Kartendienst auf http://lubw.de. 

 Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Aufbereitung 

und Auswertung der Bodenschätzungsdaten auf Basis des ALK und ALB 

 Regionalverband Heilbronn-Franken, Regionalplan Franken, Juni 2006 

 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Schwaigern - Massenbachhausen: 5 Änderung zur 1. 

Fortschr. d. FNP 2003 – 2017 (Vorentwurf) 

 Verordnung des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr über die Anerkennung und 

Anrechnung vorzeitig durchgeführter Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffsfolgen (Öko-

konto-Verordnung) vom 19. Dez. 2010, GBl. S. 1089. 

 LUBW (Hrsg.): FFH-Arten in Baden-Württemberg, Erhaltungszustand der Arten in Baden-

Württemberg. 

 LUBW: Online Daten- und Kartendienst auf http://lubw.de. 

                                                      
1
 auf die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

2
 sowie Einzelheiten in Bezug auf die Bereitschafts- und vorgesehenen Bekämpfungsmaßnahmen für derartige Krisenfälle 

3
 zum Beispiel technische Lücken oder fehlende Kenntnisse; mit einer Referenzliste der Quellen, die für die im Bericht enthaltenen Beschreibun-

gen und Bewertungen herangezogen wurden. 
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15 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen 

der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt. 

 

Nach § 5 BauGB soll der Flächennutzungsplan spätestens nach 15 Jahren überprüft und soweit 

erforderlich geändert, ergänzt oder neu aufgestellt werden. 

Im Zuge dieser Bearbeitung kann die Umsetzung der Darstellung überprüft werden und ggf. 

können erhebliche Auswirkungen erfasst werden. Weitere Maßnahmen zur Überwachung können 

bzw. müssen im Zuge der Aufstellung von Bebauungsplänen festgelegt werden. 

 

 

Mosbach, den 22.02.2023 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 

Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung 

 



 Anlage 1 

 zum Umweltbericht 

vVG Schwaigern - Massenbachhausen              

Flächennutzungsplan 2003-2017, 1. Fortschreibung 

14. Änderung 

Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung 
 

 

1 Aufgabenstellung und Vorgehensweise 

 

Die vVG Schwaigern - Massenbachhausen macht die 14. Änderung der 1. Fortschreibung des 

Flächennutzungsplans. Ziel ist die Neudarstellung einer rd. 2,67 ha großen Wohnbaufläche. 

§ 1a BauGB enthält in Absatz 3 folgende Vorschrift, die bei der Aufstellung der Bauleitpläne anzu-

wenden ist:  Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen in § 1 

Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen … sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu 

berücksichtigen.  Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen ... nach ... § 5 ... als Flächen 

... zum Ausgleich.“ 

Für die Flächen ist also zu ermitteln bzw. wurde in den Umweltberichten schon ermittelt, ob und in 

welchem Umfang durch die Darstellungen des Flächennutzungsplans erhebliche Beeinträchtigungen 

(Eingriffe) der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a genannten Bestandteile entstehen können, als da sind  

die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwi-

schen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt. 

 

Vorgehensweise 

In den folgenden Kapiteln wird für die Flächen der Bestand, bezogen auf die einzelnen Schutzgüter, 

beschrieben und bewertet. In der Konfliktanalyse werden die Auswirkungen der Planung auf die 

bewertete Bestandssituation von Natur- und Landschaft ermittelt.  Es wird dargestellt, für welche 

Schutzgüter Beeinträchtigungen zu erwarten sind, die Eingriffe im Sinne der Naturschutzgesetze 

sind.  Für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere und Boden wird die Größenordnung der zu erwarten-

den Eingriffe überschlägig quantifiziert. Zuletzt werden Möglichkeiten aufgezeigt, wie Beeinträch-

tigungen vermieden oder vermindert oder innerhalb der Bauflächen ausgeglichen werden können. 

Zum Teil werden Vorschläge zum gebietsinternen Ausgleich gemacht. 

 

Grundlagen und Methoden 

Folgende Grundlagen und Methoden werden verwendet: 

Das Schutzgut Boden wird auf Grundlage der Bodenkarte 1:50.0001 beschrieben und bewertet.  

Bewertet werden die vier Bodenfunktionen Standort für die naturnahe Vegetation, Natürliche 

Bodenfruchtbarkeit, Ausgleichskörper im Wasserkreislauf und Filter und Puffer für Schadstoffe.  Die 

Bewertung erfolgt mit einer vierstufigen Skala entsprechend dem Bewertungsleitfaden der LUBW.2 

Die Bewertung der Biotoptypen im Schutzgut Pflanzen und Tiere erfolgt nach der Ökokonto-

verordnung des Landes Baden-Württemberg3. Das Schutzgut Grundwasser wird auf Grundlage der 

Karte der Hydrogeologischen Einheiten 1:50.0004 beschrieben und, wie auch die Schutzgüter Klima 

und Luft und Landschaftsbild und Erholung über die Empfehlungen für die Bewertung von 

Eingriffen in Natur und Landschaft in der Bauleitplanung5 bewertet. 

                                                      
1
 Geodatendienst des LRGB: Bodenbewertung zur Bodenkarte 1:50.000 

2
 LUBW BW: Bewertung von Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit. 2., völlig überarbeitete Auflage, Bodenschutz 23, Karlsruhe 2010.   

3
 Verordnung des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr über die Anerkennung und Anrechnung vorzeitig durchgeführter 

Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffsfolgen (Ökokonto-Verordnung) vom 19. Dez. 2010, GBl. S. 1089. 
4
 Geodatendienst des LRGB: Hydrogeologische Einheiten 1:50.000 

5
 Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg (Hrsg.): Empfehlungen für die Bewertung von Eingriffen 
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2.1.1 Bestand und Bewertung  

 

Schutzgut Pflanzen und Tiere 

Das Plangebiet liegt am südlichen Ortsrand von Massenbach. Es besteht weitgehend aus 

Ackerflächen zwischen einer Feldhecke an der Massenbachhausener Straße im Osten, einem 

Feldgehölz bzw. Obstwiesen im Süden, Wohnbauflächen im Norden und weiteren Ackerflächen 

westlich anschließend 

Durch das Gebiet führen Gras- und Schotterwege. Zentral gibt es eine verbrachte Gartenfläche mit 

Gehölzbestand.  

Im Osten grenzt eine Feldhecke auf der Straßenböschung an. Im Süden schließen auf einem 

abfallenden Hang Obstwiesen, Gärten und kleine Wiesenflächen an. Im Südosten ist eine verbrachte 

Obstwiese zu einem feldgehölzartigen Bestand zugewachsen. Die Gehölze stocken außerhalb, ragen 

aber mit den Kronen z.T. in die neu dargestellte Baufläche hinein. 

Der Bestand ist in der Abbildung auf der Folgeseite dargestellt. 

 

Bewertung 

Nr. Biotoptyp Biotopwert 

37.10 Acker mit fragmentarischer Unkrautvegetation 4 

60.23 Weg oder Platz mit Schotter 2 

60.50 Graswege 6 

60.60 Gartenbrache 10 

 

Schutzgut Boden 

Die Bodenkarte 1:50.000 beschreibt die Böden im Plangebiet als Pararendzina und Parabraunerde-

Pararendzina aus Löss (e13). 

Für die Ackerflächen, die Gartenbrache und die randlichen Gehölzbereiche wird davon ausgegangen, 

dass die natürlichen Bodenfunktionen noch vorhanden sind. 

Im Bereich der Graswege sind durch die Nutzung starke Verdichtungen entstanden, die Boden-

funktionen werden nur noch in geringem Umfang erfüllt. Im Bereich von Schotterwegen sind keine 

natürlichen Bodenfunktionen mehr vorhanden. 

 

Bodentyp 

Nutzung 

Bewertung Bodenfunktionen 
Gesamt-

bewertung 
Natürliche  

Bodenfrucht-

barkeit 

Ausgleichskör-

per im Wasser-

kreislauf 

Filter und 

Puffer für 

Schadstoffe 

Sonderstandort 

für naturnahe 

Vegetation 

e13 (LN)  

Acker, Garten, Gehölz-

flächen 

3,5 3,0 2,5 8 3,00 

Graswege 1,0 1,0 1,0 0 1,00 

Schotterweg 0,0 0,0 0,0 0 0,00 
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Schutzgut Wasser 

Das Gebiet ist Teil des Landschaftswasserhaushaltes. Niederschläge, die auf den Acker- und 

Grünlandflächen auftreffen, versickern zum Teil im Boden, werden über den Boden und die 

Vegetation verdunstet oder tragen zur Bildung von Grundwasser bei. Ein Teil fließt oberflächig der 

Geländeneigung folgend ab. Im Plangebiet überlagert Lösssediment als Deckschicht die 

hydrogeologische Einheit des Lettenkeupers. 

 

Bewertung 

Die Deckschicht mit sehr geringer bis fehlender Porendurchlässigkeit und mäßiger bis sehr geringer 

Ergiebigkeit wird mit geringer Bedeutung für das Schutzgut (Stufe D) bewertet. 

 

Schutzgut Luft und Klima 

Die Acker- und Gartenflächen am Ortsrand sind Teil eines großen Kalt- und Frischluftentstehungs-

gebiets. Zum Teil kann die Kalt- und Frischluft direkt in den Siedlungsbereich einfließen, zum Teil 

fließt sie der Hangneigung folgend nach Süden bzw. Südwesten zur Talmulde des Seebachs ab. 

 

Bewertung 

Die Fläche wird als Teil einer großen, siedlungsrelevanten Kalt- und Frischluftentstehungsfläche mit 

hoher Bedeutung (Stufe B) für das Schutzgut bewertet. 

 

Landschaftsbild und Erholung  

Massenbach liegt nördlich von Schwaigern in der Talmulde des Biberbachs zwischen der Eselshöhe 

im Südwesten und dem Galgenberg im Südosten. Die flachwellige Landschaft um Massenbach ist 

überwiegend intensiv landwirtschaftlich genutzt. Das Plangebiet liegt am südlichen Ortsrand, ober-

halb der Talmulde des Seebachs und wird ebenfalls von Ackerbau geprägt. Das Landschaftsbild wird 

hier u.a. von den Obstwiesen und Gärten am steilen, aber nicht allzu hohen Hang am südlichen Rand 

des Plangebiets bereichert. 

Die Wege am Ortsrand werden von Spaziergängern genutzt, die südlich an die neu dargestellte 

Fläche angrenzenden Gärten und Freizeitgrundstücke dienen u.a. den Eigentümern zur Erholung. 

Eine besondere Erholungsfunktion haben die Flächen nicht.  

 

Bewertung 

Landschaftsbild und Erholungsfunktion am südlichen Ortsrand werden mit mittlerer Bedeutung 

(Stufe C) bewertet. 

 

 

2.1.2 Die Darstellung in der 14. Änderung und ihre Wirkungen  

 

Die rd. 2,67 ha große Fläche wird als geplante Wohnbaufläche dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

In der neuen, bisher unbebauten Wohnbaufläche, können in Zukunft auf der Grundlage von Be-

bauungsplänen oder in anderer Form genehmigte Nutzungen und Bebauungen entstehen. 
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Für die Wohnbaufläche bedeutet dies, dass Flächen gemäß der vermutlich festgesetzten GRZ von 0,4 

sowie Erschließungsflächen (rd. 10 % der Gesamtfläche) überbaut und versiegelt werden. Die nicht 

überbaubaren Flächen werden zu Hausgärten. 

Die Bilanz zeigt die Flächenentwicklung. 

Flächenbezeichnung Bestand (ha) Planung (ha) 

Acker  1,82 - 

Garten und Ruderalvegetation  0,70 - 

Gras- und Schotterwege  0,15 - 

Wohnbauflächen  -  2,40 

Verkehrsflächen  -  0,27 

 Summe:  2,67  2,67 

 

 

 2.1.3 Konfliktanalyse (Beeinträchtigungen und Eingriffe) 

 

Im Schutzgut Klima und Luft sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. 

In den rd. 1,23 ha überbauten und versiegelten Flächen wird zwar keine Kaltluft- und Frischluft mehr 

entstehen. Vor dem Hintergrund der Größe des Einzugsgebiets wird das aber keine erheblich nach-

teiligen Wirkungen auf die Frischluftversorgung bzw. den Luftaustausch der angrenzenden Sied-

lungsflächen bewirken. 

Das Teilschutzgut Grundwasser wird nicht erheblich beeinträchtigt. 

Durch Überbauung und Versiegelung gehen rd. 1,23 ha Flächen mit geringer Bedeutung für die 

Grundwasserneubildung verloren. Die Grundwasserneubildung wird dadurch verringert, der 

Oberflächenabfluss nimmt zu. Auf den Grundwasserhaushalt wird sich das aber nicht bemerkbar 

auswirken. 

Das Schutzgut Landschaftsbild und Erholung wird erheblich beeinträchtigt. 

Der Ortsrand verschiebt sich mit großflächiger Bebauung weiter in die freie Landschaft und es 

kommt zum Verlust von landschaftstypischen Elementen. 

Das Schutzgut Pflanzen und Tiere wird erheblich beeinträchtigt. 

Vorwiegend Ackerflächen und kleinflächig Gartenbrache und Ruderalvegetation werden großflächig 

überbaut und versiegelt und gehen als Lebensraum verloren. In den nicht überbaubaren Flächen 

werden sie zu Hausgärten. Wo hierfür bisherige Ackerflächen beansprucht werden, werden 

geringwertige Biotoptypen durch etwas höherwertigere Biotoptypen ersetzt. Die Eingriffe werden 

dadurch z.T. ausgeglichen. Die zu erwartenden Eingriffe werden wie folgt quantifiziert: 

Bestand Planung 

Fläche / 

Anzahl 

Biotop BW Öko-

Punkte 

Fläche/ 

Anzahl 

Biotop BW Öko-

Punkte 

1,82 ha Acker 4 72.800 Wohnbaufläche (rd. 2,40 ha) 

0,70 ha 
Gartenbrache und 

Ruderalvegetation 
10 7.000 0,96 ha m. Bauwerken bestanden 

1 
9.600 

0,08 ha Graswege 6 4.800 1,44 ha Garten 6 86.400 

0,07 ha Schotter 2 1.400 Verkehrsfläche (rd. 0,27 ha) 

    0,27 ha Versiegelte Straße / Weg 1 2.700 

Summe 86.000 Summe 98.700 

Biotopwertüberschuss in Ökopunkten 12.700  

Beim Schutzgut Pflanzen und Tiere entsteht voraussichtlich – insbesondere durch die Umwandlung 

von Acker- zu Gartenflächen – ein geringer Biotopwertüberschuss von ca. 13.000 ÖP. 
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Das Schutzgut Boden wird erheblich beeinträchtigt. 

Böden mit überwiegend hoher Erfüllung der Bodenfunktionen werden mit Wohnhäusern überbaut 

und für die Erschließung versiegelt. In den nicht überbaubaren Flächen werden sie durch 

bauzeitliche Inanspruchnahme beeinträchtigt. Beim Boden ergibt sich aus der Bilanz  

 

Bestand Planung 

Bodentyp  Fläche GW Fläche in 

ha 

Bilanz-

wert 

Nutzungstyp GW Fläche in 

ha 

Bilanz-

wert 

e13 Acker, Garten 3,00 2,52 75.600 Wohnbaufläche (rd. 2,40 ha) 

Graswege 1,00 0,08 800 Überbaut / versiegelt 0,00 0,96 0 

Schotterwege 0,00 0,07 0 Garten 1,50 1,44 21.600 

    Verkehrsflächen (rd. 0,27 ha)  

    Versiegelt 0,00 0,27 0 

Summe 2,67 76.400 Summe 2,67 21.600 

  Saldo Bilanzwert   54.800 

  Saldo Ökopunkte (x4)  219.200 

ein Kompensationsdefizit von rd. 219.000 Ökopunkten. 

 

Insgesamt entsteht ein Kompensationsdefizit von rd. 206.000 Ökopunkten. 

 

 

2.1.4 Vermeidung und Verminderung der Beeinträchtigungen und Ausgleich der Eingriffe 

 

Vorbehaltlich einer genauen Ermittlung innerhalb nachgelagerter Planungsverfahren werden die 

Eingriffe zu einem Kompensationsdefizit von rd. 206.000 ÖP führen, das durch Maßnahmen im 

Sinne des Naturschutzes ausgeglichen werden muss. 

 

Eine grundlegende Vermeidung von Beeinträchtigungen ist dadurch möglich, dass Flächen an den 

Rändern des neuen Wohngebietes zur Randeingrünung und Einbindung in die Landschaft genutzt 

werden.  

In den Flächen entstehen dann zum einen keine Eingriffe und sie können zum anderen durch eine 

entsprechende Gestaltung und Bepflanzung aufgewertet und zum Ausgleich herangezogen werden. 

Weitere Maßnahmen können sein: 

Schutzgut Maßnahmen 

Vermeidung und Minderung Ausgleich im Gebiet 

Pflanzen und 

Tiere 

- Insektenschonende Beleuchtung - Randliche Eingrünung 

- Bepflanzung in den Bauflächen  

Boden - Schonender Umgang mit dem Boden - 

Grundwasser - Wasserdurchlässige Beläge 

- Getrennte Erfassung von Nieder-

schlagswasser 

- 

Landschaftsbild - Erhalt von Obstbäumen - Randliche Eingrünung 

- Bepflanzung der Bauflächen 

Klima/Luft - Erhalt von Wiesen- und 

Gehölzbeständen 

- Reduzierung der Bebauungsdichte 

- Anordnung und Höhe der Gebäude 

- Randliche Eingrünung 

- Bepflanzung der Bauflächen 

Auch unter Berücksichtigung aller möglichen Vermeidungs-, Minderungs- und gebietsinterner Aus-

gleichsmaßnahmen werden insbesondere bzgl. der Schutzgüter Pflanzen und Tiere, Boden und 

Grundwasser Eingriffe verbleiben, die außerhalb des Geltungsbereichs eines späteren Bebauungs-

plans ausgeglichen werden müssen. 
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VEREINBARTE VERWALTUNGSGEMEINSCHAFT SCHWAIGERN-MASSENBACHHAUSEN 
BETREFF 14. ÄNDERUNG DER 1. FORTSCHREIBUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANS 
 

Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit vom 21.11.2022 bis 30.12.2022 
 
Eingegangene Stellungnahmen der Behörden

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

1. Landratsamt Heilbronn 
Bauen und Umwelt 

23.12.2022 Natur- und Artenschutz 
Laut den Planungsunterlagen wird der Umweltbericht sowie die spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung noch erstellt. Eine abschließende Stellungnahme kann erst nach Vorlage des Umweltbe-
richtes sowie der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung abgegeben werden.  
Im weiteren Verfahren ist zu prüfen und darzustellen, ob die vorliegenden Planung zu Konflikten 
mit dem im Jahr 1992 aufgestellten Landschaftsplan führt. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Der Umweltbericht wird zur Offenlegung den Flächennutzungsplanunter-
lagen beigefügt. 
Der Landschaftsplan wird im Rahmen der Umweltprüfung geprüft. 

   Die Untere Naturschutzbehörde wurde bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zum Bebau-
ungsplanverfahren „Hinter dem Hag II“ gehört. Die darin aufgeworfene Biotopthematik wird auf 
Ebene des Bebauungsplans weiter abgehandelt. Die artenschutzrechtlichen Themen sind jedoch 
bereits auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung und damit der Flächennutzungsplanung zu 
berücksichtigen. Die auf den Flurstücken 4120 und 4121 stockenden Streuobstgehölze sind als 
Habitatbäume zu bewerten. Habitatbäume sind als besonders wertvolle Lebensräume zu bewer-
ten, da diese in den verschiedenen Lebensstadien von unterschiedlichen Tierarten besiedelt wer-
den. Durch die immer weiter fortschreitende Bebauung nehmen solche Lebensräume immer weiter 
ab, was letztendlich zu einer Artenverarmung insbesondere für Insekten führt. Im weiteren Verfah-
ren sind die Habitatbäume auf Vorkommen von Brutvögeln, Fledermäusen und xylobionten Käfern 
eingehender zu untersuchen. In der weiteren Planung sollte die Erhaltung der Habitatbäume an-
gestrebt werden. 

Die Hinweise zur Biotopthematik und zum Artenschutz werden zur Kennt-
nis genommen. 
Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Untersuchung aus dem Be-
bauungsplanverfahren werden im Umweltbericht dokumentiert. 

   Landwirtschaft 
Nach § 16 (1) LLG stellen landwirtschaftliche Flächen für die Landwirtschaft die zentrale Produkti-
onsressource dar. Ein Ziel des Landes ist es, landwirtschaftliche Flächen zu schützen und zur 
Landschaftsentwicklung beizutragen. Für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Bö-
den sollen nach Möglichkeit geschont werden. 
Die neu in die Planungen aufgenommenen Entwicklungsflächen sind überwiegend landwirtschaft-
lich genutzte Flächen mit sehr guten Böden (Vorrangfläche I). Gute Böden im Bezirk sind für die 
hier ansässigen landwirtschaftlichen Betriebe die Existenzgrundlage. Für uns alle produzieren 
diese Betriebe im Haupt- oder Nebenerwerb Futtermittel und/oder Nahrungsmittel. Bei der Bauleit-
planung soll nach § 1a BauGB mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden. 
Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
Nach § 1 Abs. 6 Nr. 8b) BauGB sind bei der Bauleitplanung die Belange der Landwirtschaft zu 
berücksichtigen. Eine dahingehende Darstellung ist aus den eingereichten Unterlagen nicht zu ent-
nehmen. Ein Abwägungsdefizit liegt jedoch vor, wenn in die Abwägung an Belange nicht eingestellt 

 
Die Hinweise zu landwirtschaftlichen Belangen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
Durch die Flächennutzungsplanänderung werden der Landwirtschaft 
keine zusätzlichen Flächen entzogen, da es sich um einen Flächentausch 
handelt. Sowohl bei der neu ausgewiesenen Fläche als auch bei der her-
ausgenommenen Fläche handelt es sich um Flächen mit sehr gut geeig-
neten Böden (Vorrangflur I). Es werden damit keine besser geeigneten 
Flächen in Anspruch genommen. Zudem sind alle Flächen um die Sied-
lungsbereiche der Kernstadt Schwaigern sowie der Stadtteile als Vorrang-
flur der Stufe I ausgewiesen. 
Gleichzeitig ist der neue Standort durch die bereits im Flächennutzungs-
plan getroffene Darstellung einer geplanten Wohnbaufläche nördlich des 
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Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

wird, was nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden muss (vgl. BVerwG, Urt. v. 12.12.1969 – 
4 C 105.66). Da vorliegend die Überplanung landwirtschaftlicher Nutzflächen vorgesehen ist, hal-
ten wir eine Abwägung landwirtschaftlicher Belange für erforderlich. Wir empfehlen weiterhin die 
Anwendung der Digitalen Flurbilanz (www.flurbilanz.de). 
Zudem fordert § 1a (2) BauGB einen sparsamen und schonenden Umgang mit Boden, sowie § 1 
(5) BauGB den Vorrang der Innenentwicklung. Landwirtschaftlich genutzte Flächen sollen nur im 
notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlicher 
Flächen soll nachvollziehbar begründet werden. 

Plangebiets definiert. Die Planung orientiert sich daher im Wesentlichen 
an den planerischen Entwicklungszielen der Stadt Schwaigern. 
Eine erhebliche Beeinträchtigung für die Landwirtschaft ist durch die Flä-
chennutzungsplanänderung somit nicht zu erwarten. 
Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

   Schwaigern-Massenbach, „Hinter dem Hag II“ – Wohnbaufläche 
In der Digitalen Flurbilanz sind diese Flächen als Vorrangflur (ehemals Vorrangflur der Stufe I) 
bewertet. Dies sind Böden sehr hoher Qualität für die nachhaltige Erzeugung von Nahrungs- und 
Futtermitteln. Solche Böden sind grundsätzlich in landwirtschaftlicher Nutzung zu erhalten (gem. § 
2 Abs. 2 ROG).  
Die Fläche des Bebauungsplanes ist im Flächennutzungsplan teilweise als geplantes Wohngebiet 
hinterlegt. Es bestehen aus landwirtschaftlicher Sicht erhebliche Bedenken, gegen die Überpla-
nung von 4,3 ha. Im Nord-Osten grenzt die Hofstelle eines landwirtschaftlichen Betriebes direkt an 
des geplante Baugebiet an und im Süden befindet sich 300m entfernt eine Hofstelle eines landwirt-
schaftlichen Betriebes. 350m Nord-Westlich ist ein Rindermaststall geplant. Die zukünftigen Ent-
wicklungsmöglichkeiten an den bestehenden Standorten sind bei der Planung zu berücksichtigen. 

 
Behandlung siehe oben. 
 
 
 
Die Hofstelle im Süden befindet sich in einer Entfernung von ca. 320 m. 
Die Hofstelle im Nordwesten befindet sich in einer Entfernung von ca. 
370 m zum Plangebiet. Bereits jetzt befindet sich die bestehende Wohn-
bebauung mit ca. 310 m deutlich näher an der nordwestlichen Hofstelle 
als das Plangebiet. Durch die Planung sind somit keine erheblichen Be-
einträchtigungen auf die Hofstelle zu erwarten. Zudem ist die nördlich des 
Plangebiets gelegene geplante Wohnbaufläche als öffentlicher Belang 
bereits jetzt bei Erweiterungsabsichten durch den landwirtschaftlichen Be-
trieb zu beachten. 

   Schwaigern „Eselsberg“ – Wohnbaufläche 
In der Digitalen Flurbilanz sind diese Flächen als Vorrangflur (ehemals Vorrangflur der Stufe I) 
bewertet. Dies sind Böden sehr hoher Qualität für die nachhaltige Erzeugung von Nahrungs- und 
Futtermitteln. Solche Böden sind grundsätzlich in landwirtschaftlicher Nutzung zu erhalten (gem. § 
2 Abs. 2 ROG). Die Fläche ist im Flächennutzungsplan als geplantes Wohngebiet hinterlegt. Wir 
begrüßen die Herausnahme von 2,65 ha aus dem Flächennutzungsplan. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Oberirdische Gewässer/Hochwasserschutz 
Vorgesehen ist die Ausweisung eines neuen Baugebiets am westlichen Ortsrand von Massenbach. 
Hier soll die bisher nicht im Flächennutzungsplan enthaltene Fläche des Gebiets „Hinter dem Hag 
II“ im Zuge des Parallelverfahrens in den Flächennutzungsplan aufgenommen werden. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Hochwasser 
Im ausgewiesenen Plangebiet existiert kein hochwasserführendes Gewässer.  
Die Belange des Fachbereiches Hochwasserschutzes sind nicht betroffen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Oberirdische Gewässer 
Das Plangebiet wird durch kein Gewässer berührt. 
Die Belange des Fachbereiches oberirdische Gewässer sind nicht betroffen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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   Starkregen  
Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Aufstellung von Bebauungsplänen die Auswirkungen von 
Starkregen mit zu berücksichtigen sind (BGH Urteil vom 18.02.1999 – III ZR 272/96 zur Amtspflicht 
der Kommune). 
Daher ist durch die Stadt Schwaigern beim Aufstellen des Bebauungsplanes eine Aussage über 
die Gefahr von Starkregen unter Berücksichtigung des Leitfadens _Kommunales Starkregenrisiko-
management in Baden-Württemberg_ zu machen.   

 
Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wird eine Starkregenrisikobe-
trachtung erstellt. Sobald die Ergebnisse vorliegen, werden diese im Be-
bauungsplanverfahren berücksichtigt. 
 

   Straßen und Verkehr 
Die Planfläche befindet sich im Südwesten des Stadtteils Massenbach und grenzt an die L1107 
an. Details bezüglich Straßenbau- sowie Straßenverkehrsrecht werden im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens angeregt. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Immissionsschutz und Gewerbe 
Es wird für erforderlich gehalten, im weiteren Verfahren die Schalleinwirkungen der Massenbach-
hausener Straße sowie des als Gewerbegebiet ausgewiesenen Anwesens Seebach 1 auf das 
Plangebiet näher zu betrachten. 
Auf potentielle Einwirkungen angrenzender landwirtschaftlich bewirtschafteter Flächen (Lärm, 
Staub, Geruch, ggf. Abschwemmungen) und die notwendige Vorsehung eines geeigneten Schutz-
streifens wird hingewiesen. 

 
Die Hinweise zum Immissionsschutz werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird eine schalltechnische 
Untersuchung erstellt. Die Ergebnisse dieser Untersuchung werden im 
weiteren Verfahren ergänzt.  
Etwaige Immissionskonflikte können im nachgelagerten bebauungsplan-
verfahren z.B. durch Beachtung entsprechender Abstände mit der zukünf-
tigen Wohnbebauung oder durch bauliche Maßnahmen gelöst werden. 

     

2. Regionalverband  
Heilbronn-Franken 

15.12.2022 Durch die Planung werden regionalplanerische Zielfestlegungen berührt.  
Die Flächenbedarfsberechnung ergibt nach unserer Berechnung für die Stadt Schwaigern einen 
Bedarf bis zum Jahr 2035 von ca. 16,36 ha. Abzüglich der im Rahmen der 10. Änderung der 
1. Fortschreibung des Flächennutzungsplans dargestellten aktivierbaren Innenentwicklungspoten-
ziale (ca. 2,96 ha) sowie der noch im Flächennutzungsplan vorhandenen Reserveflächen (ca. 
13,45 ha) besteht rechnerisch kein Bauflächenbedarf für die Stadt Schwaigern.  
Das bedeutet, dass die im Flächennutzungsplan enthaltenen wohnbaulichen Reserveflächen bis 
2035 ausreichen müssten, um den Wohnbauflächenbedarf der Stadt Schwaigern bis zu diesem 
Zeitpunkt zu decken.  
Im Rahmen unserer Stellungnahme im Bebauungsplanverfahren „Hinter dem Hag II“ haben wir aus 
Bedarfsgründen Bedenken gegen die Planung erhoben und gefordert, das Plangebiet zu reduzie-
ren oder einen flächengleichen Flächentausch vorzunehmen.  
Da dieser Flächentausch nun vorgenommen und die Wohnbaufläche „Eselsberg“ mit 2, 65 ha nun 
gestrichen wird, können wir die Planung mittragen und werden im weiteren Bauleitplanverfahren 
keine Bedenken mehr erheben.  

 
Die Ausführungen zum Wohnbauflächenbedarf sowie die Zustimmung zur 
Planung werden zur Kenntnis genommen. 

   Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens.  Wird zur Kenntnis genommen. 
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3. RP Stuttgart  
Ref. 21 – Raumordnung, Bau-
recht, Denkmalschutz 

27.12.2022 Raumordnung  
Mit der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung soll dieser im Parallelverfahren zum Bebau-
ungsplan „Hinter dem Hag II“ geändert werden. Es wird eine 2,67 Hektar große geplante Wohn-
baufläche im Südwesten von Massenbach neu dargestellt. Im Gegenzug wird eine 2,65 Hektar 
große geplante Wohnbaufläche in Schwaigern her-ausgenommen.  
Unter Verweis auf unsere Stellungnahme vom 18.08.2022 im Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung 
zum Bebauungsplanverfahren kommen wir zu folgender Einschätzung:  
Wir tragen die Planung aus raumordnerischer Sicht mit, da insbesondere keine Ziele der Raum-
ordnung entgegenstehen. Wir begrüßen den Flächentausch und stellen die im Bebauungsplanver-
fahren geäußerten Bedenken hinsichtlich des Bedarfs nunmehr zurück.  

 
Die Ausführungen zum Wohnbauflächenbedarf sowie die Zustimmung zur 
Planung werden zur Kenntnis genommen. 

  27.12.2022 Mobilität, Verkehr, Straßen  
Im Zuge der Aufnahme des Plangebiets „Hinter dem Haag II“ wurden seitens des Regierungsprä-
sidiums Stuttgart - Baureferat Heilbronn - bereits Gespräche mit der Stadt geführt. Die Stellung-
nahme des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 29.09.2021 ist daher in diesem Verfahren weiter-
hin zu berücksichtigen:  
„Die Stadt Schwaigern plant die Erweiterung des bestehenden Baugebietes „Hinter dem Hag II“ in 
Massenbach. Die von Ihnen favorisierte Anbindung „Nord“ ist aus unserer Sicht genehmigungsfä-
hig. Voraussetzung wäre aber unter anderem die Anlegung einer Linksabbiegespur auf der Lan-
desstraße und die Gewährleistung ausreichender Sicht auf die Landesstraße. Zur gegebenen Zeit, 
müssen uns dann die Entwurfspläne zur Abstimmung und Genehmigung vorgelegt werden.  
Wir möchten aber auch darauf hinweisen, dass sämtliche Kosten, die in Verbindung mit der neuen 
Anbindung stehen von der Stadt getragen werden müssen einschl. der Ablösekosten für die Links-
abbiegespur.“  

 
Die Hinweise zur verkehrlichen Anbindung werden zur Kenntnis genom-
men und im Rahmen des nachgelagerten Bebauungsplanverfahrens be-
rücksichtigt. 

  27.12.2022 Denkmalpflege  
Das Plangebiet liegt teilweise im Bereich des Kulturdenkmals gem. § 2 DSchG: Neolithische, me-
tallzeitliche und römerzeitliche Siedlungen (Denkmalliste Nr. 3). Bei Bodeneingriffen ist daher mit 
archäologischen Funden und Befunden - Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG - zu rechnen.  
Wir bitten um nachrichtliche Übernahme in die Planunterlagen.  

 
Der Anregung wird gefolgt.  
Ein entsprechender Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. 
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   Hinweis:  
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des Erlasses zur Koordination 
in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter 
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/).  
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regie-
rungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in digitalisierter 
Form an das Postfach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und 
großen Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntmachungsnachweis digital vorzulegen.  
Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden.  

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet. 

     

4. RP Freiburg 
Abteilung 9 – Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau 

19.12.2022 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht überwunden 
werden können, und beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berühren 
können, liegen nicht vor. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Geotechnik 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können unter http://maps.lgrb-bw.de/ abgerufen 
werden. 
Ingenieurgeologische Belange werden im Rahmen der Anhörung zu konkreten Planungen (z.B. 
Bebauungspläne) beurteilt, wenn Art und Umfang der Eingriffe in den Untergrund näher bekannt 
sind. Eine Gefahrenhinweiskarte (insbesondere bezüglich eventueller 
Massenbewegungen und Verkarstungsstrukturen) kann, nach vorheriger - für Kommunen und alle 
übrigen Träger öffentlicher Belange gebührenfreier - Registrierung, unter http://geogefahren.lgrb-
bw.de/ abgerufen werden. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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   Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens „Hinter dem Hag II“ hat das LGRB mit Schreiben vom 
15.08.2022 (Az. 2511 // 22-03206) zum Planungsbereich folgende, weiterhin gültige ingenieurgeo-
logische Stellungnahme abgegeben: 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine 
fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten 
oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbe-
reich des gutachtenden Ingenieurbüros. 

 

   Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme der fol-
genden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbrei-
tungsbereich von Gesteinen der Grabfeld-Formation (Gipskeuper) sowie der Erfurt-Formation (Let-
tenkeuper). Diese werden vollständig von Löss mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit überdeckt. 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wieder-
befeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht aus-
zuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasser-
wirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall 
die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen 
der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslö-
sung im Untergrund sollte im Verbreitungsbereich von Gesteinen der Grabfeld-Formation von der 
Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigo-
len-Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden. 
In Anbetracht der Größe des Plangebietes geht das LGRB davon aus, dass eine ingenieurgeolo-
gische Übersichtsbegutachtung durch ein privates Ingenieurbüro durchgeführt wurde/wird. Darin 
sollten die generellen Baugrundverhältnisse untersucht sowie allgemeine Empfehlungen zur Er-
schließung und Bebauung abgegeben werden. Ferner sollten darin die Notwendigkeit und der Um-
fang objektbezogener Baugrundgutachten gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 beschrieben wer-
den. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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   Boden 
Die lokalen bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der Bodenfunktionen nach § 2 
Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können unter https://maps.lgrb-bw.de/ in Form 
der BK50 abgerufen werden. 
Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Bodenschutz- und Altlasten-
gesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu achten. Dies 
beinhaltet u. a. die bevorzugte Inanspruchnahme von weniger wertvollen Böden. Ergänzend dazu 
sollten Moore und Anmoore (u.a. als klimarelevante Kohlenstoffspeicher) sowie andere Böden mit 
besonderer Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte (vgl. LGRBwissen, Bodenbewer-
tung – Archivfunktion, https://lgrbwissen.lgrb-bw.de) bei Planvorhaben aufgrund ihrer besonderen 
Schutzwürdigkeit möglichst nicht in Anspruch genommen werden. 
Bodenkundliche Belange werden im Rahmen der Anhörung zu konkreten Planungen, wie z. B. 
Bebauungspläne, beurteilt, wenn Informationen zu Art und Umfang der Eingriffe vorliegen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Be-
denken vorzubringen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Grundwasser 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine 
fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder hyd-
rogeologischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich 
des gutachtenden Ingenieurbüros. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Die Planfläche „Hinter dem Hag II“ liegt innerhalb der Wasserschutzzone IIIA des festgesetzten 
Wasserschutzgebietes „Leinbachtal“ (LUBW-Nr. 125.133; Datum der Rechtsverordnung: 
01.12.2004). Die Beschränkungen und Verbote des Landratsamtes zum Schutze des Grundwas-
sers im Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlagen sind zu beachten. 

 

   Im südöstlichen Bereich der geplanten Wohnbaufläche kann, insbesondere bei Hochwasserereig-
nissen, im Talbereich des Massenbachs bzw. des Seebachs hochstehendes Grundwasser mit klei-
nen Flurabständen nicht ausgeschlossen werden. 

 

   Mineralwasserbrunnen oder sonstige sensible Grundwassernutzungen sind in diesem Gebiet beim 
LGRB nicht bekannt. 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Bergbau 
Gegen die Änderung des Flächennutzungsplanes bestehen von bergbehördlicher Seite keine Ein-
wendungen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Die geplante Wohnbaufläche liegt innerhalb der Bergbauberechtigung „Getreuer Robert“, die zur 
Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz berechtigt. Eine Gewinnung von Steinsalz fand in die-
sem Feld bisher nicht statt und ist derzeit nicht geplant. 
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   Geotopschutz 
Im Bereich der Planflächen sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht tangiert. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen Karten-
werk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der Adresse 
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgeru-
fen werden kann. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

     

5. Polizeipräsidium Heilbronn 22.11.2022 Aus Sicht des Polizeipräsidiums Heilbronn bestehen keine Bedenken gegen die Änderung des o.g. 
Flächennutzungsplans. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

     

6. Netze BW GmbH 28.12.2022 Im Bereich des Plangebiets befinden sich 20-kV-Leitungen und 0,4-kV-Kabel, die sich im Zustän-
digkeitsbereich der Netze BW befinden.  
Insofern es zu Beeinträchtigungen des Anlagenbestands bzw. des Netzbetriebs in den ausgewie-
senen Flächen kommen kann, bitten wir um frühzeitige Benachrichtigung, damit mögliche Maßnah-
men zur Anlagensicherung bzw. -verlegung erörtert werden können.  
Die örtlichen Versorgungsnetze müssen den baulichen Entwicklungen angepasst bzw. erweitert 
werden. Detailangaben hierüber können jedoch erst im Zuge der jeweiligen Bebauungsplanverfah-
ren gemacht werden.  

 

   Bitte beteiligen Sie uns am weiteren Flächennutzungsplanverfahren.  
110-kV-Leitungen sind im Planbereich nicht betroffen. 
Weitere Bedenken oder Anregungen haben wir in diesem Stadium der Planung nicht vorzubringen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

     

7. Dt. Telekom Technik GmbH 08.12.2022 Mit Schreiben vom 16. August 2022/PTI 21-Betrieb, Az. 2022B_279 haben wir bereits zum parallel 
aufgestellten Bebauungsplanentwurf „Hinter dem Hag II“ in Schwaigern-Massenbach Stellung ge-
nommen. 
Diese Stellungnahme gilt sinngemäß auch für die Änderung des Flächennutzungsplanes. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme zum Bebauungsplan wird im Gemeinderat der Stadt 
Schwaigern behandelt. 

     

8. Vodafone GmbH  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

9. Fernleitungs-Betriebsgesell-
schaft mbH 

23.11.2022 Zuständigkeitshalber haben wir Ihre Anfrage an folgende Dienststelle zur Beantwortung abgege-
ben: 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I3 
TÖB, Fontainengraben 200, 53123 Bonn, BAIUDBwToeB@bundeswehr.org  

Wird zur Kenntnis genommen. 

     



 K O M M U N A L PL A N U N G  �  T I EF B A U  �  ST Ä DT E B A U 
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glaser 

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein  

Partnerschaftsgesellschaft mbB  B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e r  S t a d t p l a n e r  

Stand 08.02.2023  Seite 9 
 

 

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

10. IHK Heilbronn-Franken 01.12.2022 Seitens der IHK bestehen keine Anregungen oder Bedenken. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

11. Handwerkskammer  
Heilbronn-Franken 

21.11.2022 In o.g. Angelegenheit werden von Seiten der Handwerkskammer keine Bedenken erhoben. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

12. ZV Bodensee 
Wasserversorgung 

28.11.2022 Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhandene noch geplante Anlagen der BWV. 
Es werden daher keine Bedenken erhoben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

     

     

13. Vermögen und Bau Baden-
Württemberg 

13.12.2022 Das Land Baden-Württemberg (Liegenschaftsverwaltung), vertreten durch den Landesbetrieb 
Vermögen und Bau Baden-Württemberg Amt Heilbronn, erhebt keine Einwendungen gegen das 
o.g. Verfahren. 
Landeseigene Grundstücke der Liegenschaftsverwaltung, sowie Interessen und Planungen sind 
nicht betroffen.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Wie bereits mit E-Mail vom 02.09.2021 mitgeteilt, ist eine Beteiligung unserer Behörde nicht not-
wendig. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

     

14. BUND Heilbronn-Franken   - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

15. NABU Schwaigern  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

16. Bauernverband Heilbronn-
Ludwigsburg e.V. 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

17. Blinden- und Sehbehinderten-
verband Württemberg e.V. 
Bezirksgr. Kreis Heilbronn 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

18. Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr 

17.11.2022 Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung werden Belange der 
Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der 
Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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19. Heilbronner Versorgungs 
GmbH 

02.12.2022 Nach Prüfung der uns mit dem o.g. Schreiben zugegangenen Planunterlagen nehmen wir zum 
Flächennutzungsplan „Hinter dem Hag II", wie folgt, Stellung: 
Die Versorgung mit Erdgas ist gesichert. Der Anschluss des Neubaugebietes an die Gasversor-
gung kann von der Massenbachhausener Straße sowie der Siedlungsstraße erfolgen. 
Die Lage der Gasniederdruck-, Gashochdruckleitungen sowie der Steuer- und Messkabel ist aus 
beiliegendem Planausschnitt zu ersehen. 
Zur Sicherung der Gasversorgung des Baugebietes müssen in den öffentlichen Verkehrsflächen 
Gasanschlussleitungen verlegt werden. 
Die Kosten für die Verlegung der Gasleitungen werden wir Ihnen nach deren Ermittlung mitteilen. 
Schlussbestimmung 
Eine weitergehende technische Stellungnahme kann erst dann abgegeben werden, wenn uns die 
entsprechenden Detailplanungsunterlagen vorliegen. Wir bitten um rechtzeitige Beteiligung an Ih-
ren weiteren Planungen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise betreffen nicht den Regelungsinhalt der Flächennutzungs-
planänderung. Sie sind im Zuge des Bebauungsplanverfahrens zu beach-
ten. 

     

20. DB AG Region Südwest 
DB Immobilien 

25.11.2022 Öffentliche Belange der DB AG werden durch die o.g. Flächennutzungsplanänderung nicht berührt. 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren halten wir nicht für erforderlich. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

     

21. Stadt Heilbronn 24.11.2022 Aus Sicht der Stadt Heilbronn bestehen keine Bedenken gegen den vorgeschlagenen Flächen-
tausch der ausgewiesenen Wohnbaufläche „Eselsberg“ zugunsten der Wohnbaufläche „Hinter dem 
Hag II“. Die Differenz von 0,02 ha beurteilen wir als geringfügig.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

     

22. Große Kreisstadt Eppingen  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

23. Stadt Bad Rappenau  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

24. Stadt Brackenheim 08.12.2022 Von Seiten der Stadt Brackenheim bestehen keine Bedenken gegen die 14. Änderung des Flä-
chennutzungsplans. Belange der Stadt Brackenheim werden nicht berührt.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

     

25. Stadt Lauffen a.N.  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

26. Stadt Güglingen 22.11.2022 Zu Ihren Planungen haben wir keine Bedenken oder Anregungen vorzubringen. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

27. Stadt Leingarten  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

28. Gemeinde Gemmingen  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 
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29. Gemeinde Kirchardt 24.11.2022 Von Seiten der Gemeinde Kirchardt bestehen gegen die Änderung des FNPs weder Anregung 
noch Bedenken. 
Eine Beteiligung am weiteren Verfahren ist deshalb nicht notwendig. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

     

30. Gemeinde Nordheim 06.12.2022 Die Gemeinde Nordheim hat zum Flächennutzungsplanvorentwurf keine Bedenken oder Anregun-
gen vorzubringen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

     

31. vVG Lauffen-Nordheim-
Neckarwestheim 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

32. vVG Eppingen-Gemmingen-
Ittlingen 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

33. vVG Brackenheim-Cleebronn  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

34. GVV Oberes Zabergäu  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

 
Während der Zeit der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Anregungen eingegangen oder wurden mündlich vorgetragen. 




